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Die nationalfojialiftifaje Preffe 
im Reichsgau Danzig-Weſtpreußen 


Im Reichsgau Danzig⸗Weſtpreußen erſcheinen 5 Tageszeitungen, die das Leben im 
oſtdeutſchen Raum weſentlich beeinfluſſen. An der Spitze dieſer Zeitungen ſteht 


„Der Danziger Vorpoſten“ 


das amtliche Organ der NSDAP. und Verkündungsblatt des Neichsſtatthalters und 
feiner Behörden. Als große politiſche Tageszeitung wird „Der Danziger Vorpoſten“ 
im ganzen Reichsgau gerne geleſen und hat fih weit über die Grenzen des Heimat- 
gaues hinaus treue Freunde erworben. Bei wöchentlich ſiebenmaligem Erſcheinen beträgt 
der Abonnementspreis des „Danziger Vorpoſten“ monatlich RM 2,50 frei Haus 
(bei Poſtzuſtellung 42 Rpf mehr) 


Die örtlichen und heimatlichen Belange des Regierungsbezirks Bromberg vertritt die 


„Deutſche Rundfdau’ 


Dieſe alte und kampferprobte Zeitung, in der ſich das Schickſal der Menſchen im Oſtraum 
während der letzten 20 Jahre widerſpiegelt, erſcheint ſechsmal wöchentlich bei einem 
Bezugspreis von monatlich RM 2,20. 


Die 


„Thorner Freiheit 


gilt als das amtliche Verkündungsblatt für die Behörden der Kreiſe Thorn, Nippin, 
Lipno, Brieſen und Kulm, ſie unterrichtet die Bevölkerung im ſüdöſtlichen Winkel des 
Reichsgaues über alle Begebenheiten im öffentlichen Leben. Bei wöchentlich ſechsmaligem 
Erſcheinen beträgt der Bezugspreis monatlich RM 2,30. 


Die 


Weichſel⸗Jeitung 


in Marienwerder verſorgt die Kreiſe Marienwerder, Graudenz, Nofenberg, Neumark 
und Strasburg mit den wichtigſten politiſchen Nachrichten des Tages und mit einem 
umfangreichen Heimatteil. Sie erſcheint ebenfalls ſechsmal wöchentlich und koſtet 
monatlich RM 1,85. 


Für die Kreiſe Elbing, Marienburg und Stuhm iſt die 


Weſtpreußiſche Feitung’ 


die parteiamtliche Tages- und Heimat⸗Zeitung. Sie erſcheint ſechsmal wöchentlich und 
koſtet monatlich RM 1.80. 

Die parteiamtliche Preſſe ift die Preſſe des Führers. Wer die parteiamtliden Zeitungen 
des Reichsgaues Danzig⸗Weſtpreußen täglich lieft, erhält einen allumfaſſenden Überblick 
über das Leben der Menſchen in dieſem weiten Raum, über das geſamte politiſche 
Geſchehen in der Welt ſowie über die kulturellen und ſozialen Beſtrebungen der deutſchen 
Nation. 


verlag „Der Danziger Vorpoſten“ 6. m. b. f. 
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Die Wirtschaft ist für das Volk da! 


Wenige Tage vor dem Weihnachtsfest hat der Führer am 10. Dezember 
sich an das deutsche Volk gewandt, um noch einmal die Gründe dieses Krieges 
und seine Notwendigkeit auseinanderzusetzen. Seine Worte werden uns in das 
neue Jahr begleiten als ständige Mahnung, diesen Entscheidungskampf auch 
nach der wirtschaftlichen Seite hin zu einem erfolgreichen zu gestalten. Im 
Blickpunkt der inneren Entwicklung des Reiches wird deshalb nicht der Grund- 
satz der kapitalistischen Demokratie stehen, welcher lautet: „Das Volk ist für 
die Wirtschaft da, und die Wirtschaft für das Kapital“, sondern wir werden 
uns immer bewußt sein des Führerwortes: „Das Kapital ist für die Wirtschaft 
da, und die Wirtschaft ist für das Volk da. Das heißt mit anderen Worten: 
Das Primäre ist das Volk!“ Gerade die Arbeit im Osten bringt uns in der Praxis 
mit diesem Grundsatz zusammen. Gerade hier geht es um die Auffüllung eines 
völkischen Besitzstandes, dem die materiellen Grundlagen geschaffen werden 
müssen. Und es ist ein guter Zufall, daß zu gleicher Zeit das Reich seine 
Finanzhilfe für den Osten durch den Staatssekretär Reinhardt an demselben 
Tage, da der Führer sprach, in Posen verkünden ließ. „Wir bauen das Leben 
für die Zukunft auf“, so sagte der Führer in seiner Rede. Die Zukunft wird 
angesichts des großen Interesses des Führers für den Osten viele Hoffnungen, 
die der einzelne Ostdeutsche mit Recht zu stellen hat, erfüllen. 


Das Reich besitzt eine so gesunde finanzielle Grundlage, daß die Osthilfe- 
aktion ohne Beeinträchtigung anderer Reichsgebiete durchgeführt werden 
kann. „Die deutsche Währung ohne Gold ist heute mehr wert als Gold. Denn 
sie ist laufende Produktion. Das ist dem deutschen Bauern zu verdanken, der 
gearbeitet hat von früh bis spät, es ist dem deutschen Arbeiter zuzuschreiben, 
der uns seine ganze Kraft schenkte“, so betonte der Führer unter dem Beifall 
der Volksgenossen. Diese finanzielle Entwicklung ist, das wissen wir, nur 
möglich gewesen, weil alle Schichten des Volkes in nationaler Geschlossen- 
heit Hand in Hand arbeiteten. Dieselbe Geschlossenheit des nationalen Wollens 
ist in noch verstärktem Maße für die Erschließung und Höherführung der 
Ostgebiete erforderlich. Deshalb sollten wir den Dank für die Hilfe des Reiches 
dadurch bekunden, daß der deutsche Mensch im Osten auch die letzten 
Standesauffassungen ablegt und durch seine Einstellung zu den täglichen Dingen 
des Lebens immer wieder beweist, wie sehr dieses Ostproblem eine Frage ist, 
die alle Schichten unseres Volkes angeht. Adolf Hitler hat, wie immer, eine 
Lanze für den „kleinen Mann“ gebrochen und ihm sein Vertrauen bekundet. 
Zur Erfüllung des Ostauftrages brauchen wir nicht allein Bauern und Unter- 
nehmer, wir brauchen viel eher den guten Landarbeiter und industriellen Fach- 
arbeiter, der mit seiner Familie hier eine auskömmliche Existenz finden kann. 
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Steucrliche Vergünstigungen, wie sie durch die neue Verordnung des Reichs- 
finanzministers erstellt worden sind, können sicherlich den an dieser Stelle so 
oft zum Ausdruck gebrachten Anreiz der Besiedlung darstellen. Aber auch die 
Beseitigung des Westostgefälles der Löhne, die für die Zeit nach Beendigung 
des Krieges von Reichsminister Seldte versprochen worden ist, gehört in die 
Reihe der Osthilfe-Maßnahmen. Wir haben jetzt die Gewißheit, daß die im 
neuen Janr wirksam werdenden Steuervergünstigungen, über die wir im nächsten 
Heft eingehend berichten werden, der Beginn weiterer Vergünstigungen auch auf 
anderen Gebieten noch während des Krieges sein werden. Offensichtlich 
hat sich die Anschauung durchgesetzt, daß wir mit der Erschließung der Ost- 
gebiete nicht bis nach dem Kriege warten können. Dann werden sicher noch 
viele andere Probleme auftauchen, die gleichfalls eine schnelle Lösung erforder- 
lich machen. Der Führer deutete diese Tatsache mit den Worten an: „Ich 
werde den Rechtsanspruch der anderen auf das, was sie sich durch Gewalt zu- 
sammenräuberten, niemals anerkennen. Auf keinen Fall kann ich diesen Rechts- 
anspruch gelten lassen für das, was man uns genommen hat“. 

Eine zweite Erwägung drängt sich uns in dieser Verbindung unwillkürlich 
auf: Die Arbeit für den Frieden, die jetzt schon inmitten des Kriegsgeschehens 
geleistet wird, hat zur Voraussetzung, daß eine Ökonomie der menschlichen 
Arbeitskraft weitgehend Platz greift. Der Führer hat in militärischer Hinsicht 
dieses Thema berührt, wenn er sagte, daß man Granaten und Bomben, aber 
nicht Menschen ersetzen könne und daß er deshalb keine Prestigeangriffe unter 
großen Menschenverlusten unternehme, sondern daß es zum Wesen des national- 
sozialistischen Volksstaates gehöre, den Menschen zu sparen und zu schonen. 
Andererseits ist diese Einstellung, auf die Ostgebiete bezogen, von unschätzbarem 
Wert für die künftige Besiedlung. Manch ein hier stationierter Soldat konnte 
sich bereits eine neue Existenz im Osten sichern, die er nach seiner Entlassung 


aus dem Wehrdienst aufbauen wird. Manche Arbeitskräfte sind darüber hinaus 


für die Ostarbeit überhaupt frei geblieben, woraus sich die Tatsache erklärt, 
daß in der kurzen Zeit eines Jahres schon die Dinge im Osten so reif gediehen 
sind, wie wir sie heute vorfinden. Wer die Verhältnisse aus dem Weltkrieg 
gekannt hat, der erst vermag sich ein lückenloses Bild von der gigantischen 


Planung des Führers zu machen, die alle Gebiete unseres völkischen Lebens 


umfaßt. Und wir können deshalb auch keinen Augenblick im Zweifel sein 
darüber, daß sich die Frucht dieses Bemühens zur rechten Zeit einstellen wird. 

Die Voraussetzung dieses Erfolges ist, um es zu wiederholen, dieRückführung 
des englischen Lebensanspruches auf dasjenige Maß, welches die Gewähr dafür 
bietet, daß künftig keine raumfremden Ansprüche auf dem europäischen Kon- 
tinent sich bemerkbar machen können. Wir Deutsche und auch jene Völker, 
die heute unter deutschem Schutz stehen, brauchen nicht mehr das demokra- 
tisch-kapitalistische System zur Gestaltung unseres Lebens. Wir alle brauchen 
viel mehr die ungestörte Entfaltung sozialistischer Prinzipien, wie sie uns 
gerade aus der letzten Führerrede wieder gegenwärtig geworden sind. Als der 
Krieg ausbrach, war ein Teil des deutschen Sozialprogramms verwirklicht; die 
übrigen Fragen mußten zurückstehen, weil England nicht den Aufstieg des 
Deutschen Volkes zulassen wollte. Aber schon während des Krieges hat sich 
das kleinräumige Deutschland vergrößert; mit’ dieser räumlichen Ausdehnung 


haben sich auch die Probleme vervielfacht, die nach dem Kriege auf eine 


Lösung warten. Es muß deshalb von jedem Volksgenossen erwartet werden, 
daß er für diese Lage Verständnis aufbringt und seine Interessen so lange 
zurückstellt, bis der richtige Zeitpunkt zu ihrer Befriedigung gekommen ist. 
Denn — daran ist kein Zweifel — geregelt wird alles nach der großzügigen 
Planung des Führers, die alle Lebensbereiche des Deutschen Volkes berück- 
sichtigt. RE 

Edgar Sommer. 


Zeitfragen 


Nordische en sich are durch a fe 
ergeben. Sie sind im allgemeinen bekannt. 

Außenhandelsp robleme In Deutschland hat man die Besserung der 
Außenhandelslage in den nordischen Staaten mit einer gewissen Genugtuung 
zur Kenntnis genommen. Wenn in der jüngsten Vergangenheit nicht allein die 
Ausfuhren aus Skandinavien gestiegen sind, sondern gleichfalls auch die Ein- 
fuhren zugenommen haben, so weiß man, daß das im wesentlichen auf die Zu- 
sammenarbeit mit dem deutschen Markt zurückzuführen ist. In Dänemark 
weist seit langer Zeit die Handelsbilanz einen echten Ausfuhrüberschuß auf. 
Er kam zustande, weil die Einfuhren geringer als früher ausfielen, die Aus- 
fuhren aber ohne Schwierigkeiten unterzubringen waren. Abgesehen von der 
Versorgung mit Futtermitteln, die eine Umstellung der dänischen Asrarwirt- 
schaft erzwingt, konnten akute Versorgungsschwierigkeiten von der dänischen 
Volkswirtschaft dank der deutschen Lieferfähigkeit an Kohle, Stahl und anderem 
ferngehalten werden. In der nächsten Zukunft dürfte man daran gehen, der 
bisher aufgelaufenen Clearingsaldo durch dänische Einkäufe in dritten Ländern 
abzudecken. Nach dem Zusammenbruch des Außenhandels in Norwegen 
während und unmittelbar nach der Besetzung durch deutsche‘ Truppen. ist 
eine merkliche Besserung der Lage eingetreten. Hatten die norwegischen 
Ausfuhren im März dieses Jahres 81 Mill. Kr. betragen, so wurden sie für 
Mai nur noch mit 12,4 Mill. ermittelt. In der gleichen Zeit sanken die Ein- 
fuhren von 131 auf 28 Mill. Kr. Inzwischen hat sich die Lage dank der engen 
usammenarbeit mit dem deutschen Markt so weit konsolidiert, daß 70% der 
Friedensaus- und 55 - 60 0 der Friedenseinfuhren wieder erreicht wurden. 
Bei Schweden ergibt sich das interessante Moment, daß nach der Abschnii- 
rung der Handelsbeziehungen zu England und überseeischen Gebieten die 
Einfuhren sich wesentlich besser gehalten haben, als die Ausfuhren. Ihren 
niedrigsten Stand erreichten die Importe mit 123 Mill. Kr. erst im August 1940; 
der gleiche Vorjahresmonat hatte ein Ersebnis von 217 Millionen erbracht. 
Im Mai desesen konnte Schweden für 197 Millionen Waren hereinnehmen, 
während es im März nur 149 Millionen gewesen waren. Inzwischen scheinen 
die Bemühungen um eine Neuorientierung der Handelspolitik auf Kontinental- 
europa Erfolg gehabt zu haben. Im Sentember jedenfalls wurden sowohl bei 
der Einfuhr als auch bei der Ausfuhr 82% jener Wertziffern erreicht, die für 
den gleichen Monat 1939 ermittelt worden waren. In einem gründlichen Neu- 
aufbau befindet sich der finnische Handel: Der Krieg mit der UdSSR, der 
Verlust von Produktionsstätten im Friedensvertrag, die Ausrichtung der Aus- 
fuhren und Einfuhren abseits von dem natürlichen wirtschaftlichen Hinterlande 
der Finnen am Weltmarkt, die seit 1919 angestrebt-wurde, bewirkten zusammen 
einen kompletten Zusammenbruch der Außenwirtschaft. Seitdem aber im 
Juni 1940, sowohl mit Deutschland wie auch mit der UdSSR. grundlegende 
Vereinbarungen getroffen worden sind, liegen die Umsätze mit dem deutschen 
Markt wesentlich über dem Friedensstand. — Man kann die Ansicht vertreten, 
daß der von den skandinavischen Staaten eingeschlagene Wes, ihren Außen- 
handel auf den europäischen Kontinent auszurichten, keine Kriegserscheinung 


sein, sondern dauernden Bestand haben wird, weil er für alle Beteiligten nütz- 


lich und zweckmäßig ist. 


Englands finanzielle tritt jetzt offen zutage. Es ist dabei nicht einmal 
Bedrängnis so sehr von Belang, wie die innerenglische Ver- 

schuldung sich entwickelt. Zwar ist das Defizit 
von 2,1 Milliarden Pfund für ein Haushaltsjahr eine ungeheure Summe. Sie 
wird zudem auf einen Schuldenberg aufgetürmt, der bei Kriegsausbruch mehr 
als 8 Milliarden Pfund umfaßte, wodurch die Verschuldung je Kopf der Be- 
völkerung in Britannien größer als in irgendeinem anderen Lande der Welt war, 
Von entscheidender Bedeutung ist aber die prekäre Lage bei den Gold- und 
Devisenbeständen. Die englischen Fachzeitungen haben zu Beginn des Krieges 
selbst der Weltöffentlichkeit genaue Untersuchungen darüber zugänglich ge- 
macht, welche Reserven einzusetzen waren. Der „Economist“ kam in. einer länge- 
ren Betrachtung zu dem Ergebnis, daß an Werten, die im Auslande zur Bezah- 
lung der Einfuhren realisiert werden könnten, genau 11727 Mill. Pfund greifbar 
waren. Die Unterschüsse der Warenbilanz allein werden im Jahre 1940 in Höhe 
von über 750 Mill. Pfund erreichen. Aufwendungen für die Ankurbelung von 
Rüstungswerken in den USA, Zahlungen für Propaganda, Beiträge an Bundes- 
genossen oder jene, die es werden sollten, sind hierin nicht enthalten., Bislang 
ist England in der Lage gewesen, seine Einfuhren bar begleichen zu können, 
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doch kann nach Lage der Dinge angenommen werden, daf in kurzer Zeit die 
flüssigen Mittel aufgebracht sein werden. Die Vermutung liegt nahe, daß London 
hofft, die fehlenden Gelder von den Vereinigten Staaten vorgestreckt zu er- 
halten, da nun die Präsidentenwahlen vorüber sind. Wie sich die amerikanische 
Öffentlichkeit dazu verhalten wird, ist vorläufig nicht zu übersehen. Als Tat- 
sache kann aber in Rechnung gestellt werden, daß in Kürze weder die Importe 
aus USA, noch die aus Südamerika und andenen Teilen der Welt von England 
mit Gold oder in Devisen beslichen werden können. Die Lage ist so verhängnis- 
voll geworden, weil die Einnahmen Englands an international verwertbaren 
Zahlungsmitteln viel schneller zusammengesunken sind, als selbst von deutscher 
Seite im Herbst 1939 erwartet wurde. Aus dem Schiffsverkehr hat England 
keine Einkünfte mehr, im Gegenteil müssen große Aufwendungen für neutrale 
Schiffe gemacht werden, die sich noch in die englischen Geleitzüge wagen. 
Kommissionsgeschäfte, die sehr hohe Beträge Jahr um Jahr nach England 
gelangen ließen, gibt es nicht mehr, seitdem infolge der Devisenbewirtschaftung 
London zu einem Devisenplatz lokaler Bedeutung geworden ist. Als letzter 
Einnahmeposten verbleiben allein die Auslandsanleihen. In Europa können die 
englischen Guthaben praktisch als verloren ‚gelten. In den übrigen Teilen der 
Welt hat d’e Verschlechterung der Wirtschaftslase sich unmittelbar auf die 
Höhe der Dividenden ausgewirkt. Hierbei ist der Ausverkauf britischer Wert- 
papiere in Rechnung zu stellen. der seit einem Jahr in Gang ist. Interessant 
ist in diesem Zusammenhange, daß die Amerikaner sich bislang ihre Lieferungen 
an England hoch bezahlen ließen. 


Das europäische steht vor grundlesenden Wandlungen. In diesen Mo- 
Eisenbahnnetz naten: in denen sich die Ansprüche an das Eisenbahn- 

netz des erroräischen Raums fortgesetzt steigern. läuft 
das im vorigen Jahr von der Deutschen Reichsh>hn eingeleitete Baunrosramm für 
Lokomotiven und Eisenbahnwagen zur vollen Höhe an. Vor dem Kriese bereits 
spielte die Frage, welches Land, das liefernde oder das beziehende, die Eisen- 
bahnwasgons zu stellen hat, eine wichtige Rolle. In der Regel stellte dasienige 
Land die Fahrzeuge, das an der betreffenden Lieferung das größere Interesse 
hatte. Dabei waren aber durchaus nicht alle Länder gleichmäßig befähigt, einen 
Teil ihres Lokomotivs- und Waggonparks immerhin für mehrtägige. nicht 
selten sogar für mehrwöchise Fahrten nach anderen Ländern abzukommandieren. 
Das mit Eisenbahnmaterial überdurchschnittlich ausserüstete deutsche Bahn- 
netz war daher meist stärker an internationalen Verkehrsleistungen beteilist als 
das Eisenbahnnetz anderer Länder. Nachdem das europäische Festland durch 
die gemeinsame Absnerrung aller seiner Glieder von der überseeischen Zufuhr 
zu einer weitsehenden Versorgunsssemeinschaft seworden ist. sind alle Teile 
gleichmäßig daran interressiert, daß der vorhandene und laufend neu hinzu- 
wacheende Wassonvark aufs vollständigste ausgenutzt wird. Die Ausdehnung, 
die das Reich in den Jahren 1938 und 1939 erfahren hat, verlieh dem großen 
Lokomotiv- und Wassonhauprosramm verstärkte Bedeutung. Einige größere 
deutsche Wasgonbauanstalten haben soeben ihre Geschäftsberichte veröffent- 
licht und darin gegenüber früheren Tahren stark erhöhte Umsätze ausgewiesen. 
Nicht unwesentlich ist. daſ Deutschland durch die Westoffensive in den Besitz 
der leistunss fähigen helsischen Wassonfahriken gelangt ist, deren Produktion 
jetzt gleichfalls zur Deckung des kontinentaleuropäischen Wagsonbedarfs heran- 
gezosen werden kann. So umfansreich auch des deutsche Bauprogramm ist. — 
für die verstärkte Beanspruchung durch die an der Peripherie des europäischen 
Raumes gelesenen Länder reicht es doch nicht arıs. So selbstverständlich es ist, 
daß die von der deutschen Produktionskraft profitierenden Länder für die von 
ihnen selhst in Anspruch genommenen Leistungen im Rahmen des Möslichen 
Arbeitckräfte zur Verfiisuns stellen, so selbstverständlich ist es auch, daß die 
mit rollendem Material leidlich ausgestatteten Länder ihren Fahrzeugpark in 
die kontinentaleuropäische Verkehrsgemeinschaft einbringen. 


vervielfältigt mühelos. 
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Jahrgang 1941 
Wer bekommt den Nachwuchs? — Die Bedeutung der Berufsaufklärung 


Es liegen noch Monate vor uns, ehe der 1941 zur Schulentlassung kom- 
mende Jahrgang in das Berufsleben eintritt. Aber dennoch steht diese Tatsache 
bereits heute im Mittelpunkt eines allgemeinen Interesses. Der 1. Oktober war 
für die Betriebsführer der letzte Tag für die Anmeldung ihres Lehrlingsbedarfs. 
Und weiterhin erhalten die bereits seit Monaten örtlich durchgeführten Be- 
rufsaufklärungsmaßnahmen in der kommenden Zeit durch eine von der Reichs- 
jugendführung zusammen mit dem Reichsarbeitsministerium und der Deutschen 
Arbeitsfront im ganzen Reich durchgeführte Berufsaufklärungsaktion ihre Krö- 
nung und ihren Abschluß. 


Wo nehmen wir den Nachwuchs her? 


; Diese Frage stellen sich heute die Betriebsführer. Die Frage wird um so 
ernster, wenn es sich um Betriebe handelt, deren Gewerbezweig vor einem 
Aufschwung steht oder deren Gewerbezweig mangels genügenden Zuwachses 
während der vergangenen Jahre Ueberalterungserscheinungen zeigt. Und beson- 
ders bange ist diese Frage bei denen, deren Arbeit, man möchte fast sagen, das 
Unglück hat, heute nicht in der Gunst der heranwachsenden Jugend zu stehen. 


Wohin mit dem Nachwuchs? Diese Frage beschäftigt nicht erst heute die 
Arbeitseinsatzbehörden. Sie stammt nicht aus einer Ueberfülle. Sie hat vielmehr 
ihren Grund darin, daß der Bedarf an Nachwuchs in unserer aufstrebenden 
Wirtschaft zu groß ist, als daß er angesichts des Sinkens der Nachwuchszahl 
jetzt und für die kommenden Jahre restlos befriedist werden könnte. Es ist 
heute ein Gebot wirtschaftlicher Selbstbehauptung, den Nachwuchs gerecht zu 
verteilen, also so, daß er in die volkswirtschaftlich wichtigen Berufe gelenkt 
wird und daß weiterhin alle lebenswichtigen Berufe im Rahmen des Möglichen 
frisches Blut zugeführt erhalten. : 


Die Nachwuchslenkung geht nun folgendermaßen vonstatten. Sowohl die 
offenen Lehrstellen und natiirlich auch Anlernstellen wie andererseits auch alle 
zur Schulentlassung kommenden Jugendlichen werden vom Arbeitsamt erfaßt. 
Nach Plänen, über die noch gesprochen wird, werden im ungefähren die Zu- 
gänge, die den einzelnen Berufszweigen und damit auch den einzelnen Betrieben 
zugebilligt werden können, festgelegt. Eine unmittelbare Beeinflussung des 
Jugendlichen etwa mit den Mitteln, die den Arbeitseinsatzbehörden für die An- 
setzung Erwachsener zu Gebote stehen, findet aus begreiflichen Gründen nicht 
statt. Gerade deswegen ist aber die Berufsaufklärung ein besonders 
wichtiges Instrument der Nachwuchslenkung. Denn sie hat zwei Aufgaben zu 
erfüllen. Sie soll zunächst einmal dem Jugendlichen ein Bild von der Viel- 
gestaltigkeit unseres Berufslebens sowie von den Aufgaben aber auch den 
körperlichen und geistigen Voraussetzungen jeglicher Arbeit geben, wie es sich 
der Jugendliche von sich aus oder mit der Unterstützung seiner Umgebung in 
solchem Ausmaße überhaupt nicht zu machen in der Lage ist. Sie soll weiterhin, 
und hierfür ist die Einordnung der Berufsaufklärung in den Dienstplan der 
Hitlerjugend die denkbar beste Grundlage, in dem Jungen das Verständnis dafür 
wecken, daß seine Berufsarbeit Dienst am Volk ist und daß auch seine Berufs- 
wahl daher nicht nur nach Neigung und Eignung allein, sondern auch im Be- 
wußtsein der Verpflichtung dem Lande gegenüber vonstatten zu gehen hat. 

Wie bei so manchen Maßnahmen, die gerade jetzt während des Krieges 
von größter Bedeutung sind, ist es angebracht, auch bei der Nachwuchslenkung 
festzustellen, daß sie ihrem Wesen nach keine Kriegsmaßnahme, sondern auch 
in einer geordneten Friedenswirtschaft vonnöten ist. Steht bei der Nachwuchs- 
lenkung heute das deutsche Volk und die Notwendigkeiten seiner Wirtschaft 
im Vordergrund, so hat in normalen Zeiten, also in solchen, in denen der Zu- 
gang an Jugendlichen sich mit dem Bedarf deckt oder ihn gar übersteigt, die 
Nachwuchslenkung eine Aufgabe, deren Nützlichkeit nach der Seite des Jugend- 
lichen selbst hin besonders offenkundig wird. So wie in der Wirtschaft das 
freie Spiel der Kräfte nur allzu leicht über die gesunde Konkurrenz hinaus zu 
einem verzehrenden Kampf auf Leben und Tod wird, so ist auch der ungelenkte 
Zugang der Jugendlichen in das Berufsleben für den Jugendlichen selbst sehr 
häufig von schwerwiegenden Folgen begleitet. Haben wir es nicht immer wieder 
erlebt, daß in einem ungesteuerten Berufszugang sich die Berufswünsche auf 
verschiedene gerade in Mode befindliche Berufe in einem Ausmaß konzen- 
trierten, daß, selbst eine lang andauernde Konjunktur vorausgesetzt, keineswegs 
für alle in ihm Brot und Arbeit auf Dauer zu finden war. Die Umschulungen, 
die während der vergangenen Jahre vorgenommen worden sind, entsprachen 
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gewiß zu einem guten Teil der Aenderung unserer Wirtschaftsstruktur. Nicht 
minder wichtig aber waren sie auch insofern, als sie dazu beitrugen, die Mängel 
eines ungelenkten Berufszuganges während früherer Jahre wieder zu beseitigen. 


Sorgfältige Vorbereitung 


Die Berufsnachwuchslenkung, wie sie heute vonstatten geht, ist von so 
großer Wichtigkeit für das ganze Volk wie auch für den einzelnen, daß es eine 
Selbstverständlichkeit ist, daß sie mit aller Sorgfalt vorbereitet wird. Es ist in 
den vergangenen Wochen zu wiederholten Malen in der Presse von Nach- 
wuchsplänen gesprochen worden. Das Reichsarbeitsministerium hat bereits einen 
solchen vor Jahren aufgestellt und immer wieder ergänzt und damit den Ar- 
beitsämtern Handhaben für ihre praktische Arbeit gegeben. Auch die Deutsche 
Arbeitsfront befaßt sich laufend mit dieser Frage. Und in ihrem Amt für Be- 
rufserziehung/Betriebsführung wird laufend an der Erarbeitung von Berufs- 
prognosen gearbeitet, ' 

Man kann sich ein Bild von der Sorgfalt machen, mit der die Nachwuchs- 
lenkung gehandhabt wird. Wenn man sieht, welch ein umfassender Fragen- 
bereich geklärt werden muß, ehe die notwendigen Voraussetzungen für die 
Nachwuchslenkung gegeben sind. Die Grundlage bildet eine Zusammenfassung 
aller Berufsgruppen. Darauf baut sich auch eine Erhebung über den Alters- 
aufbau in ihnen, über ihre wirtschaftlichen Aussichten unabhängig von Kon- 
junkturschwankungen und ähnlichen Erscheinungen auf. Bedacht werden muß, 
in ‘welchem Maße Rationalisierungsvorgänge den Bedarf an Menschen beein- 
flussen. Zu diesem gewissermaßen angenommenen Normalfall von Gleichheit 
des Bedarfes und Zugang an Jugendlichen muß heute angesichts des geringeren 
Zuganges an Nachwuchs weiteren Gedankengängen Rechnung getragen werden. 
Soll schon jeder als zukunftswichtig erkannte Beruf seinen Nachwuchs haben, 
so muß er doch in besonderem Maße für die Berufe gesichert sein, von deren 
Bestehen Wohl und Wehe der gesamten Nation abhängt. Landwirtschaft und 
Bergbau sowie die Bauwirtschaft sind Berufe, die für das deutsche Volk beson- 
ders wichtige Aufgaben zu leisten haben. Es ist daher verständlich, daß im Zuge 
der Berufsaufklärung das Augenmerk der Jugendlichen im besonderen Maße auf 
sie gelenkt wird. 


Wirtschaftsgrundlagen und Wirtschaftsaussichten 
des Generalgouvernements Von Dr. habil P. H. Seraphim 


Am 19. September. hielt vor der Danziger Ortsgruppe der Deutschen Welt- 
wirtschaftlichen Gesellschaft Dr. P. H. Seraphim einen Vortrag über die wirt- 
schaftliche Struktur des deutschen Generalgouvernements. Wir haben den Redner, 
der eine größere Abhandlung über die Wirtschaftsstruktur des Generalgouverne- 
ments veröffentlichen wird, gebeten, uns schon vorher eine Darstellung der Wirt- 
schaftsgrundlagen und der sich daraus ergebenden Wirtschaftsaussichten des Ge- 
neralgouvernements zur Verfügung zu stellen. Wir stellen hiermit dieses Thema 
zur Diskussion. Die Schriftleitung. 


I. 

Man kann das Generalgouvernement Polen als Vorfeld der Groß- 
deutschen Ostflanke bezeichnen. Eingeklammert zwischen den nach 
Süden und Osten vorgeschobenen Grenzen Ostpreußens, Posens und Schlesiens 
hat dieses Gebiet eine natürliche und wirtschaftliche Eigenbedeutung nur im 
engsten Kontakt mit dem Reich. Als Zwischenstück zwischen Deutschland und 
der UdSSR stellt es eine natürliche Abrundung und Ergänzung des großdeutschen 
Interessenbereiches im europäischen Osten dar und ist in diesem Sinne als Teil 
des Großdeutschen Reiches aufzufassen. 


Raum und Bevölkerung 


Die Gesamtfläche des Generalgouvernements beträgt 95743 qkm, ist 
also etwa ebenso groß wie Bayern und Württemberg zusammen. Auf diesem : 
Territorium lebten nach der polnischen Volkszählung von 1931 — 10569000 
Menschen, d. h. 110,4 Menschen je qkm. Die genaue Einwohnerzahl ist heute 
schwer zu schätzen!), da nicht nur der Bevölkerungszuwachs eines 9jährigen 
Zeitraumes, sondern auch die Bevölkerungsverschiebungen als Folge des letzten 
Krieges (Menschenverluste, Zuwanderung durch Flüchtlinge, Einsiediungen ins 


1) Der Verfasser hat die Angaben über Fläche und Bevölkerung des Generalgouvernements 
nach dem Stande 1931 auf Grund der polnischen Statistik selbst errechnet. Erst nach Abschluß 
der Arbeit erhielt er von der Veröffentlichung der Publikationsstelle Berlin „Die Ostgebiete des 
Deutschen Reiches und das Generalgouvernemeat in statistischen Angaben“ Kenntnis. Die Be- 
rechnungen deckten sich bis auf ganz unwesentliche Abweichungen vollkommen, 
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Gouvernement) berticksichtigt werden müssen. Man muß damit rechnen, daß 
die Bevölkerung dieses Raumes heute erheblich größer als 1931 ist und wird nach 
vorsichtiger Schätzung annehmen können, daß die Bevölkerungsziffer sich am 
1. 1. 40 auf rd. 12 Mill. Menschen belief, also sich eine Durchschnittsdichte von 
125,6 Einwohnern je qkm ergeben würde. 


Die Bevölkerung lebt zwar überwiegend auf dem Lande, doch ist der 
Verstädterungsprozeß immerhin recht vorgeschritten. 1931 lebten von 100 Ein- 
wohnern 35 in den Städten und 65 in ländlichen Gemeinwesen. Diesem Ver- 
hältnis entspricht auch die Berufsgliederung der Bevölkerung. Etwa 60 % sind in 
der Land- und Forstwirtschaft, 23 % in der Industrie umd im Handwerk, 14 % im 
Handel und Verkehr und der Rest in staatlichen und freien Berufen und in 
häuslichen Diensten beschäftigt. Die soziale Gliederung der Bevölkerung zeigt 
infolge des Ueberwiegens des Klein- und Parzellenbauerntums und des atomi- 
sierten, übersetzten Kleinhandels (vor allem der Juden) einen unverhältnismäßig 
hohen Anteil der sog. „selbständig Erwerbstätigen“ in Landwirtschaft und 
Handel. Etwa 70% aller in der Landwirtschaft tätigen Personen gelten nach 
den polnischen Erhebungen als selbständig erwerbstatig. Auf dem Gebiet der 
natürlichen Bevölkerungsvermehrung liegen die Voraussetzungen im General- 
gouvernement nicht ungünstig. Die Geburtenziffer ist im Generalgouvernement 
höher als in Deutschland. 1936—38 entfielen im Reich auf 100 Einwohner 19,2, im 
Raum des heutigen Generalgouvernements 25 Geburten. Allerdings wird dieser 
Geburtenzuwachs durch eine erheblich größere Sterblichkeit ausgeglichen. So 
kamen auf 100 Einwohner in Deutschland 11,9, im Generalgouvernement 14 
Todesfälle. 

Weitaus schwieriger ist es, einigermaßen zuverlässige Schätzungen der Be- 
völkerungsgliederung nach Nationalitäten und Konfessionen zu geben, zumal 
exakte Erhebungen bisher nicht vorliegen. Nach übereinstimmenden Schätzungen 
nimmt man die Zahl der Polen (und Goralen im Tatragebiet) mit 9,5 Mill. 
(79% der Gesamtbevölkerung), die Zahl der Konfessionsjuden mit 1,7 Mill. 
(14%), die Zahl der Ukrainer mit 685000 (6%) und die Zahl der Volks- 
deutschen mit stark 100000 (1%) an. 


Land- und Forstwirtschaft zurückgeblieben 


Die Bodengüte im Generalgouvernement ist, im einzelnen stark unter- 
schiedlich, im ganzen kaum mehr als mittelgut zu nennen. Die landwirtschaft- 
liche Nutzung des Bodens ergibt sich aus folgender Aufstellung: von einer Ge- 
samtfläche von 9,53 Mill. ha entfallen 5,33 Mill. (56 %) auf Ackerland, 1,32 
Mill. (14%) auf Wiesen und Weiden, 1,97 Mill. ha (21%) auf Forsten und 
0,8 Mill. ha (9%) auf Oedland. Für die Hebung der landwirtschaftlichen Kultur 
ist in den beiden letzten Menschenaltern im Raum des heutigen Generalgouver- 
nements bei weitem nicht das getan worden, was möglich war. Fehlende 
Drainage und unzureichende Meliorationen des Bodens, besonders mangelnde 
Vorflutanlagen haben einen Teil der Wiesen versauern lassen. Gemeinschafts- 
weide, unzureichende Pflege von Weide und Wiese haben nicht nur den Ertrag 
vermindert, sondern die Qualität der Wiesen und Weideflächen verschlechtert. 
Schlechtes Ackergerät, zu oberflächliches Aufbrechen des Erdreichs, übermäßige 
Beanspruchung des Bodens, unzweckmäßige Fruchtfolge, vor allem ungenügende 
Anwendung künstlicher Düngemittel hat die Güte der Ackerböden vermindert. 
Unter der Leitung der deutschen Verwaltung sind eine Reihe von Ansätzen 
einer künftigen Aufbauarbeit der Struktur der Landwirtschaft bereits geschaffen. 
Durch Ueberwachung der Anbaupläne der Güter und Beeinflussung der Bauern 
soll der Anbauplan der Landwirtschaft geregelt und die Erhöhung der Erträge 
angestrebt werden. Vor allem gilt es, den Anbau so zu organisieren, daß min- 
destens die Hälfte des Ackers gute Vorfrucht erhält. Durch stärkere Verwen- 
dung künstlicher Düngemittel soll der Unkrautwuchs beseitigt, die Ergiebiskeit 
des Bodens und der Ertrag der Ernte erhöht werden. Im gleichen Sinne werden 
die vor der Inangriffnahme stehenden Projekte der Flußregulierung, Vorflut- 
herstellung, Verbesserung der Landesmelioration und Erweiterung der Drainage 
wirken. Selbstverständlich sind alle diese Maßnahmen, die auf eine rationelle 
Ausnutzung des Bodens und die Steigerung seiner Produktivität hinzielen, nur 
in einera längeren Zeitraum durchführbar und können sich voll erst in Jahren 
und Jahrzehnten auswirken. 

Die Landwirtschaft des Generalgouvernements wird durch eine relativ 
gleichmäßige und nicht günstige Größengliederung gekennzeichnet. Größere Be- 
triebe mit über 100 ha treten zurück. Besonders nachteilig ist aber, daß die 
großbäuerlichen Betriebseinheiten (20—100 ha) fast völlig fehlen. Nur 1,4 % der 
Zahl und 8% der Fläche aller Betriebe entfällt auf diesen großbäuerlichen 
Mittelbesitz. Dagegen ist der Kleinbauernbesitz (5—20 ha) und der Kleinst- und 
Parzellenbesitz (bis 5 ha) die bestimmende landwirtschaftliche Betriebsform. Der 
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Anteil dieser Zwergbetriebe erreicht 40—50 % des Gesamtareals und steigt in 
einzelnen Kreisen auf 70—80 % der Gesamtfläche. Diese Betriebszersplitterung 
bestimmt die Struktur, Erzeugungsrichtung und Stärke der Landwirtschaft. Sie 
bedingt eine überproportionale Ausdehnung der Vieh- und Geflügelzucht, ‘eine 
Uebersetzung der Betriebe mit Pferden, die in den kleinen Wirtschaften nicht 
genügend ausgenutzt werden können, ein für die Gesamterzeugung der Land- 
wirtschaft nachteiliges Zurücktreten der Brotgetreide- und Hackfruchtkultur. 
Die Viehzucht wird von den Kleinbauern nur unter quantitativem und nicht 
unter Qualitätsgesichtspunkten betrieben. 


Das Problem der agrarischen Überbevölkerung 


Nicht minder bedenklich ist, daß die kleinen, meist sehr ärmlichen Betriebe 
finanziell keine Möglichkeit zu landwirtschaftlichen Investitionen besitzen. 
Schließlich ist bei geringeren Böden und ungünstigerer Absatzlage der polnische 
Kleinbauer vielfach. zu einer Ernährung aus eigener Scholle nicht mehr imstande. 
Er muß als Saisonarbeiter einen Teil des Jahres ins Ausland gehen, Neben- 
beschäftigungen in der Forstwirtschaft, im Fuhrdienst suchen oder durch bäuer- 
liches Heimwerk einen Nebenverdienst anstreben. Damit wird die Frage von 
fundamentaler Bedeutung für das Wirtschaftsgefüge des Generalgouvernements 
aufgerollt: das Problem der Uebersetzung der Landwirtschaft und der agrari- 
schen Ueberbevölkerung. Mit durchschnittlich 100 landwirtschaftlich berufs- 
tätigen Menschen auf 100 ha landwirtschaftliche Nutzfläche (Deutsches Reich 30) 
gehört das Generalgouvernement Polen zu den agrarisch relativ am meisten 
überbevölkerten Gebieten Europas. 

Es liegt auf der Hand, daß diese ungesunden Verhältnisse der Bodenzer- 
splitterung und der agrarischen Uebersetzung nur langsam geändert werden 
können. Doch bleibt für die Landwirtschaft des Generalgouvernements die Neu- 
ordnung der Betriebsgliederung gleichwohl das entscheidende Problem. Das End- 
ziel einer neuen deutschen Raum- und Wirtschaftsordnung in diesem Gebiet ist 
zweifellos die Schaffung eines gesunden mittelbäuerlichen Bauerntums und die 
Beseitigung des heute noch vorherrschenden übersetzten, in seiner Arbeitskraft 
nicht ausgenutzten Landproletariats. 

Die beiden wichtigsten von der Landwirtschaft erzeugten Bodenfrüchte sind 
Roggen und Kartoffeln. Im Durchschnitt der Jahre 1931—35 wurde auf 31 % 
der landwirtschaftlichen Anbaufläche Roggen gebaut. Bei weitem geringer ist 
schon wegen der angedeuteten natürlichen Ungunst der Böden die Weizenan- 
baufläche, die nur 10% der landwirtschaftlichen Anbaufläche des General- 
gouvernements ausmacht. Von den Futtermitteln wird Gerste im Süden Lublins 
und in-den weichselangrenzenden Südostkreisen des Radomer Distrikts sowie 
im Vorkarpathengebiet angebaut. Der Haferanbau konzentriert sich in der 
Hauptsache im Vorgebirgsgebiet der Beskiden und Karpathen. Unter den Hack- 
früchten tritt neben der Kartoffel (1931—35 18 % der landwirtschaftlichen An- 
baufläche) der Anbau von Zucker- und Futterrüben stark zurück und macht 
nur 0,5% der landwirtschaftlichen Anbaufläche aus. Recht unbedeutsam ist 
schließlich bisher die Erzeugung von Gemüse, Industriepflanzen, Oelpflanzen, 
Arzneipflanzen und dergl. 

Die geschilderte Ungunst der Erzeugungsvoraussetzungen der Landwirt- 
schaft: mittlere mäßige Böden, mangelnde Intensivität der Bewirtschaftung 
und starke betriebliche Zersplitterung führt dazu, daß das Ergebnis der land- 
wirtschaftlichen Produktion absolut wie relativ gering ist. Die durchschnittliche 
Jahreserzeugung von rd. 2 Mill. t Roggen, knapp 700000 t Weizen, 900000 t 
Hafer, 450000 t Gerste, 11 Mill. t Kartoffeln und 600000 t Zuckerrüben ist, 
gemessen an der vorhandenen Ackerfläche von 5,5 Mill. ha, sehr gering. Die 
Erträge der Landwirtschaft des Generalgouvernements liegen im allgemeinen 
um 30—40 % niedriger als im Altreich. 


Viehzucht hat gelitten 

Besonders wichtig ist im Generalgouvernement neben der Ackerwirtschaft 
die Viehzucht. Der weitaus viehreichste Teil ist der Distrikt Krakau, auf den 
etwa 35% des gesamten Rinder- und 40 des gesamten Schaf- und Ziegen- 
bestandes entfallen. Den’ größten Pferdereichtum weist der Lubliner Distrikt 
auf, der auch der wichtigste Produzent von Schweinen ist. Die Uebersetzung 
des Viehbestandes im Generalgouvernement wird sehr deutlich, wenn man die 
Viehzahl, bezogen auf je 100 ha landwirtschaftlicher Nutzfläche für das Ge- 
neralgouvernement und das Altreich (1939) vergleicht. Wahrend im General- 
gouvernement die Pferdedichte heute 16 Pferde auf 100 ha Nutzfläche beträgt, 
erreichte sie im Altreich nur 12, d. h. trotz weit geringerer landwirtschaftlicher 
Entwicklung besitzt das Generalgouvernement relativ / mehr Pferde als die 
deutsche Landwirtschaft. Andererseits ist die für die Erzeugung tierischer Fette 
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so notwendige Schweinezucht ungenügend entwickelt. Auf 100 ha- landwirt- 
schaftliche Nutzfläche kommen 20, im Deutschen Reich 82 Schweine! 

Der letzte Krieg hat auf viehwirtschaftlichem Gebiet starke Einbußen ge- 
bracht. Da die ehemalige polnische Regierung die Parole ausgeseben hatte, die 
gesamte Bevölkerung solle vor den anrückenden deutschen Truppen f.üchten, 
verließen Zehntausende von Bauern ihre Höfe, wobei sie das Vieh teils vorher 
abschlachteten, teils mitzutreiben versuchten, teils sich selbst überließen. Es 
ist kein Zweifel, daß dadurch nicht geringe Mehmengen verkamen, oder, 
nachdem die deutschen Truppen vorgerückt waren, notgeschlachtet werden 
mußten. Diese rückläufige Entwicklung der Viehzucht erhellt aus einer Gegen- 
überstellung der polnischen Viehzählung vom Juli 1938 und der deutschen 
Viehzählung im Generalgouvernement vom 30, 12. 39. 


Viehbestand des Generalgouvernements (in 1000 Stück) 
Reis, 30.12 39 Weniger: 


absolut 0% 
Pferde 1089 1039 — 50 4,5 
Rinder 3225 2786 — 438 14 
Schweine 2003 -1341 — 653 33 
Schafe u. Ziegen 353 227 — 141 35 


Kein autarker Raum 


Aus der Struktur der Landwirtschaft ergibt sich, daß der Raum des heutigen 
Generalgouvernements schon vor dem Kriege in Agrarerzeugnissen nicht 
autark war. Vielmehr hat dieses damals bereits Mangel an Brotgetreide und 
tierischen Fetten gehabt, während es Ueberschüsse an Kartoffeln und Fleisch 
abzugeben in der Lage war. Die Erzeugung von Futtermitteln deckt knapp den 
Eigenbedarf. Nach dem Stande von 1938 beziffert sich der Zuschußbedarf des 
heutigen Generalgouvernements auf 28000 t Brotgetreide und 8000 t Futter- 
mittel, während der Ueberschuß an Fleisch damals 3409) t betrug. Als Folge 
des Rückganges des Viehbestandes dürfte dieser Fleischüberschuß heute aber 
nicht mehr vorhanden sein. 


In forstwirtschaftlicher Beziehung gehört das Generalgouver- 
nement zu den forstarmen Gebieten Europas. Die Gesamtwaldfläche errechnet 
sich statistisch mit rund 2 Mill. ha, wovon 33 % auf den Distrikt Krakau (Kar- 
pathenwälder), 28% auf den Distrikt Radom (Lysa Gora), 26% auf den 
Lubliner Distrikt und 13 % auf das Warschauer Gebiet entfallen. Der Anteil 
des Waldes an der Gesamtfläche beträgt 21 % (Deutsches Reich 29 %). Tat- 
sächlich dürfte aber die Waldfläche noch niedriger sein, da niedrigwertiger 
Bruchwald und Heidegebiete, denen eher der Charakter des Oedlandes zukommt, 
in der Zählung als Waldland aufgenommen sind. Kennzeichnend für diese Forst- 
wirtschaft ist nicht nur die Waldarmut, sondern die relative Unergiebigkeit des 
Waldes. Diese geringe Ertragsfahigkeit zeigt sich schon in der Verbrauchsziffer 
von 0,5 fm Derbholz pro Kopf der Bevölkerung im früheren Polen gegenüber 
1,1 fm im Deutschen .Reich. Sie ist eine Folge der überproportional großen Zu- 
nahme des Privatwaldbesitzes, (1,4 Mill. ha oder 76 % des Gesamtwaldbestandes 
des Generalgouvernements sind Privatbesitz nur Y Mill. ha oder 24 % Staats- 
wälder), und nicht zuletzt Folge der Schlüsselstellung der Juden in der Säge- 
werksindustrie und im Holzhandel. Die Qualität des Ho!zes der Wälder ist 
im allgemeinen mittelgut. Im ganzen überwiegt der Nadelho!zbestand, auf den 
etwa 75—80 %. der Gesamtfläche entfallen. 


Aufgabe der deutschen Verwaltung des Generalgouvernements war es, auch 
die Mobilisierung der Produktion des Privatwaldes in Angriff zu nehmen, 
weiterer Devastierung der Wälder Einhalt zü gebieten, wobei besondere Forst- 
schutzkommandos sich bewährten, und eine Organisation zu schaffen, die die 

gesamte Forstwirtschaft sowohl der Staats- wie der Privatwälder, die gesamte 
` Holzwirtschaft und die Preisbildung umfaßte. Darüber hinaus harren eine Reihe 
weiterer Zukunftsaufgaben der deutschen Verwaltung. Dahin gehört die Auf- 
forstung brachliegender Waldböden, die zu anderer Nutzung ungeeignet sind 
die Intensivierung der forstwirtschaftlichen Nutzung vorhandener Wälder. 


Das Generalgouvernement ist ein an industriellen Rohstoffen 
nicht reiches Land. Eine Reihe wichtiger Rohstoffe fehlen ganz, so Stein- 
kohle, Braunkohle, Manganerze, Kupfer, Zink, Blei, Edel- und Härtungsmetalle 
Bauxit, Kalisalze, Pottasche und Phosphorite. Der rohstofflich bedeutendste 
Teil des heutigen Generalgouvernements ‘ist im Süden des Karpathenbereichs . 
und in der Mitte das Gebiet der Lysa Gora, ausgesprochen rohstoffarm sind der 
Nord- und Ostteil. Die energiewirtschaftliche Lage ist s:hwierig, weil 
durch Anschluß des Dambrowaer und des sog. Krakauer Kohlenreviers an Ost- 
oberschlesien dem Generalgouvernement die Kohlengrundlage fehlt. Das ist umso 
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fühlbarer, als die Versorgung der Industrie ganz überwiegend, die des Verkehrs 
vollständig auf Kohle abgestellt ist. Günstiger ist die Lage bei Erdöl und 
Erdgas. Das Erdölgebiet des Generalgouvernenents umfaßt den Vorkarpathen- 
gürtel bis zur Weichsel und zum San. Der Mittelpunkt dieses Oelvorkommens 
ist das sog. Jasloer Erdölgebiet in den Gebieten Jaslo, Krosno, Gor!ize und Neu- 
Sander. Dieses Erdölgebiet wies schon in polnischer Zeit stark steigende Förder- 
ziffern auf (1923 76000, 1933 135000 t Rohöl), trotzdem die Flachbohrungen, 
die vou den Polen eingesetzt waren, die tiefer liegenden ölfündigen Schichten 
nicht erfaßten, 


Ölgewinnung ansteigend 


Neben Erdöl wird im Jasloer Gebiet Erdgas gewonnen. (1928 44 Mill. cbm, 
1938 184 Mill. cbm.). Etwa die Hälfte des Erdgases wurde zu Erdgasbenzin 
(Jahreserzeugung etwa 30000 t) verarbeitet, die andere Hälfte für den unmittel- 
baren Gebrauch zu Heizzwecken an die Industrie abgegeben. Beachtlich ist 
schließlich die Raffinerieindustrie (3 Grofbetriebe, zahlreiche Kleinere Werke), 
deren Kapazität etwa 250090 t Rohöl beträgt, also fast doppelt so groß ist, wie 
die Rohölerzeugung. Der deutsch-polnische Krieg hat auf die Erdölindustrie Ga- 
liziens wenig zurückgewirkt. Durch den schnellen Vormarsch der deutschen 
Truppen wurden die Polen verhindert, in großem Umfange Beschädigungen vor- 
zunehmen. Durch Einschaltung deutscher Firmen, Errichtung eines Erdöl- 
monopols und Niederbringung von Tiefbohrungen ist eine starke Ankurbelung 
der Erdölindustrie erfolgt. Besonders wichtig war die Einschaltung deutscher 
Firmen, weil nur durch sie die erforderlichen leitenden tezhnischen Kräfte ge- 
stellt werden konnten, die in der Lage waren, die zum Teil geflüchteten pol- 
nischen Beamten und Ingenieure zu ersetzen. 1940 ist bereits die Erzeugung des 
Jahres 1938 erheblich überschritten und es ist anzunehmen, daß in wenigen 
Jahren eine Vervielfachung der Oelgewinnung eintreten wird. 

Der Hauptteil der Elektrizitätsgewinnung erolgt auf thermischem 
Wege, und zwar durch Import von Steinkohle. Insgesamt gab es am 1. 1. 39 im 
Gebiet des heutigen Generalgouvernements rd. 20) Kraftwerke mit 0,6 Mill. kW 
installierter Kraft und einer Erzeugung von 1,4 Milliarden kWh. Doch ist das 
Ueberlandleitungsnetz ungenügend ausgebaut und unzusammenhänsend. Die deut- 
sche Verwaltung sieht es als besondere Aufgabe an, eine Verbundenheit der 
bisher unverbundenen Netzteile zu erreichen und das Hochspannungsnetz in 
ostwestlicher Richtung (Dt. Przemysl bis Ostoberschlesien) auszubauen. Diese 
Leitung wird sich auch auf die z. Zt. im Ausbau befindlichen Dunajec-Wasser- 
kraftwerke stützen, wodurch auch eine Verlagerung der Energiestruktur des 
Generalgouvernements von den thermischen auf die hydroelektrische Ener- 
giestruktur erreicht wird. 


Rohstoffe für die Metallindustrie 


Unter den Rohstoffen der Metallindustrie spie't das Eisenerz 
die größte Rolle. Die Erzwirtschaft wird aber durch die außerordentlich starke 
Streuung der Erzlager und die Verschiedenartigkeit ihrer Zusammensetzung 
gekennzeichnet. Es befinden sich Erzlager bei Tschenstochau, in der Lysa Gora 
und bei Tarnow. Man schätzt etwa 129—139 Mill. t als vermutlich abbauwürdige 
Lager. Der Gehalt der Erze des Generalgouvernements beträgt im Durchschnitt 
28 %. Die gesamte Erzförderung in diesem Gebiet betrug im Jahre 1938 rund 
730000 t. Die deutsche Verwaltung hat Maßnahmen getroffen, um eine baldige 
Steigerung der bisher überaus unrationell entwickelten Erzförderung zu er- 
reichen. An Rohstoffen der chemischen Industrie verfüst das 
Generalgouvernement über beträchtliche Vorräte abbauwiirdiger S:einsalze bei 
Wiliczka und Bochnia, östlich von Krakau. Eine industriell größere Bedeutung 
besitzen die Schwefelkiesvorkommen in der Lysa Gora, zumal die Pyrite 
(Schwefelkies) eine der wichtigsten Rohstoffe der chemischen Industrie sind 
(Schwefelsäure zur Zellstoffgewinnung). Die Pyritvorräte schätzt man auf 
2—3 Mill. t, ihr Schwefelgehalt beträgt 50 %, der Fe-Gehalt 45 %. Schließlich 
ist das Generalgouvernement verhältnismäßig reich an Rohstoffen der mine- 


_ralischen Industrie. Besonders im Karpathen- und Vorkarpathengebiet und in 


der Mittelgebirgsschwelle der Lysa Gora finden sich beträchtliche Lager in- 
dustriell auswertbarer Steine und Erden. (Eine Fortsetzung folgt.) 


Lesen und verbreiten Sie die DWZ. 
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Ostseehandel 


Die Wirtschaftslage Schwedens 


Dem Bericht der Deutschen Handelskammer 
in Schweden über das Geschäftsjahr 1939/40. ent- 
nehmen wir folgende Angaben: 


Am 15. August 1940 befanden sich insgesamt 4237 
Fahrzeuge mit Generatorgasantrieb im Verkehr, 
davon 734 Personenautos, 418 Omnibusse und 3035 Last- 
kraftwagen. Der Rest entfällt auf Sonderfahrzeuge. Ange- 
sichts der Bemühungen aller Kreise ist anzunehmen, daß die 
Sonderzulassungeh für generatorgasgetriebene Fahrzeuge in 
den kommenden Monaten stark ansteigen werden. Darauf 
weisen alle Voraussetzungen hin wie umfangreiche Holz- 
schläge für Generatorholz, die Errichtung von Holzver- 
kohlungsanlagen, die Zulassung von fabrikationsreifen Aggre- 
gaten und die Umstellungen der produzierenden Industrien. 
Der Ho'zbedarf im kommenden Winter für den Generator- 
gasantrieb beträgt nach Schätzung der schwedischsen Gene- 
ratorgesellschaft 3 Mill. cbm. Die Gesellschaft erwartet, 
daß bis Jahresschluß 1940 etwa 10000 holzgasgetriebene und 
15000 holzkohlengasgetriebene Fahrzeuge im Verkehr sein 
werden. 

Die Holz- und Zelluloseindustrien Schwedens 
haben als weitgehend auf Export eingestellte Wirtschafts- 
zweige der veränderten Lage in besonderem Umfange Rech- 
nung tragen müssen. Die Absatzschwierigkeiten in England 
entstanden als Folge der Pre:spolitik der bei Kriegsbeginn 
gegründeten englischen Holzbehörde, der sogenannten Tim- 
ber Control. Die von dieser Stelle festgesetzten Maximal- 
preise machten es den schwedischen Exporteuren unmöglich, 
gewinnbringende Abschlüsse zu tätigen. Selbst die vor Kriegs- 
beginn unterzeichneten Abschlüsse wurden auf Veranlassung 
der Timber Control von den englischen Aufkäufern wieder 
annull'ert. Der einzige Handelspartner, der seit Kriegsbeginn 
regelmäßig Ho!zkäufe vorgenommen hat, ist Deutschland. 
Die Abschlüsse, die zu einheitlich festgesetzten Preisen, in 
zentraler Verhandlungsführung und im wesentlichen en bloc 
getätigt worden sind, betreffen hauptsächlich Föhrenware. 
Die Schwierigkeiten der Zelluloseindustrie sind etwa 
die gleichen wie bei den Holzindustrien. Auch hier trat im 
Augenblick der größten Depression Deutschland als 
freudig begrüßter Aufkäufer von vorwiegend mechanischer 
Masse auf. Die neuen Käufe stellen eine Verdreifachung 
gegenüber dem Vorjahre dar und liegen weit über allen bisher 
von Deutschland getätigten Abschlüssen dieser Art. 

Auf dem einheimischen Zellulosemarkt sind 
die Bestrebungen zur Intensivierung der Herstellung 
von Sulfitsprit bemerkenswert. Eine ganze Reihe von 
Zellu'osefabriken unterhält bereits Spritherstellungsanlagen, 
andere sind dabei, neue Fabriken zu errichten. Des weiteren 
erwartet man große Erleichterungen von einer baldigen Auf- 
nahme einer umfassenden Zellulose-Kraftfutterpro- 
duktion sowie von der Errichtung von Textilzellulosefabri- 
ken. Diese Projekte befinden sich jedoch noch teils im Vor- 
stadium der Planung. Die Rohstofflage der Textilin- 
dustrie ist für einige Zeit als gesichert anzusehen. Direkte 
Rationierungsmaßnahmen des Staates sind bisher nicht vor- 
gekommen. Die kürzlich bekanntgegebere Beschlagnahme von 
Wolle und Baumwolle war nur als Bestandsaufnahme aufzu- 
fassen. 


> 


Die Bindung der Arbeiterlöhne an den Le- 
benshaltungsindex, die bei einer Steigerung der Le- 
benshaltungskosten eine Kompensation in Höhe von 75 % ge- 
währt, hat bei einer großen Anzahl von Industrieerzeug- 
nissen die Produktionsunkosten so erhöht, daß Preissteige- 
rungen unumgänglich geworden sind. Da das Prinzip der 
beweglichen Löhne nach übereinstimmender Ansicht aller 
Beteiligten die Gefahr inflationistischer Preis- 
entwicklungen in sich birgt, ist mit Sicherheit anzu- 
nehmen, daß von der gegenwärtigen Regelung abgegangen 
wird. Die Steigerung der gesamten Lebenshal- 
tungskosten beträgt seit Kriegsausbruch etwa 15%. Im 
einzelnen stiegen vom 1. Juli 1939 bis zum 1. Juli 1940 
(1935=100) Lebensmittel von 114 auf 133, Brennstoffe und 
Beleuchtung von 107 auf 146, Kleidung von 109 auf 132, 
Steuern von 110 auf 118, übrige Ausgaben von 105 auf 119. 

Die Versorgungslage Schwedens ‚ist weitgehend von 
der Intensität des schwedischen Außenhandels abhängig. 
Insbesondere werden an ausländischen Rohstoffen Kohle, eine 
Reihe von Nichteisenmetallen, Chemikalien, Oele und Treib- 
stoffe benötigt. Besonders fühlbar wurde im Frühjahr 1940 
die Verteuerung der englischen Kohle bei der Kalkulation 
einer großen Anzahl von Industrien. Die Erhöhung der 
deutschen Kohlen- und Kokslieferungen, vor 
allem aus Westfalen und Oberschlesien, hat den notwen- 
digen Bedarf vorerst sichergestellt. Gewisse Qelmengen wer- 
den ferner gegenwärtig aus Rumänien auf eigener Achse 
durch Deutschland importiert. Bei wichtigen Nichteisen- 
metallen erhofft man sich große Zuschüsse durch das 
neue Handelsabkommen mit Rußland, und zwar gilt dies 
insbesondere für Mangan, Nickel, Quecksilber usw. Gewisse 
Zufuhren an Kupfer glaubt man auch weiterhin über den 
Eismeerhafen Pe samo durchführen zu können. Eine Reihe 
von wichtigen Chemikalien soll ebenfalls durch im Lande 
befindliche Rohstoffe ersetzt werden. Dies gilt insbesondere 
für Rohphosphate, dem notwendigen Beiprodukt der 
wichtigen Superphosphatgiisse. Es wird beabsichtigt, das 
Phosphat nunmehr durch das im Lande befindliche und. bis- 
her als Abfallprodukt bei der Eisenerzproduktion kaum aus- 
genutzte Apatit zu ersetz en. Apatit, ein Kalziumphosphat, 
wurde bisher in kleineren Mengen u. a. in Grängesberg her- 
gestellt und verwertet. Mit Hilfe neuer Anlagen hofft man, 
den Ausfall von der Phosphateinfuhr weitgehend wettmachen 
zu können. Gleiche Bemühungen sind bei einer Reihe an- 
derer chemischer Rohstoffe im Gange. 

Ein besonders schwieriges Problem ist die Versorgung 
mit Futtermitteln, namentlich mit . eiweißhaltigem 
Kraftfutter. Im Jahre 1938 sind etwa 190 Mill. kg Oelkuchen 
zu einem Gesamtwert von etwa 20 Mill. Kr. eingeführt 
worden. Den Ausfall eines großen Teiles dieses Importes 
hofft man durch intensive Ausnutzung der großen ein- 
heimischen Zellulosemengen für die Herstellung von Kraft- 
futter ersetzen zu können. Die Fettversorgung. ist 
nicht gefährdet. Der Verbrauch ist selbst bei einem Rück- 
gang der Buttererzeugung um 25% durch umfangreiche 
Vorratshaltung auf mindestens zwei Jahre hinaus gesichert. 
Große Lager an Margarinerohstoffen sind vorhanden. Die 
Versorgung mit Rohkautschuk ist dank der getätigten 
großen Vorratskäufe als günstig zu bezeichnen. Die Pro- 
duktion ist ohne Einschränkungen für etwa ein Jahr sicher- 
gestellt. 

Auf Grund des von der Regierung erlassenen gene- 
rellen Ausfuhrverbotes für alle in Schweden er- 


Was backen wir zu Weihnachten mit 509 Fett und i Ei? 
PHL i : 2 * e Teig: 250g Aunfthonig, 100 g Zucker, 50 g Butter (Margarine), 1 El, 1 gefte. Teel. gemahlener Zimt, 2 Tropfen Dr. Oetker 


Back- Aroma Bittermandel, 5 Tropfen Dr. Oetker Auchengewürz- Aroma, 1 Eft. Waffer, 500 g Weizenmehl, 12 g (4 geftr. Teel.) 
Dr. Oetker „Badin“, 50 g Mandeln oder Rorinthen, 25 g Orangeat oder Zitronat. 
K Zum Beftceithen: Etwas entrahmte Friſchmilch. Zum Beftreuen: Etwas ſjagelzucker. 


fjonig, Zucher und Fett werden zerlaffen und in eine Schüſſel gegeben. Wenn die Maffe faſt erkaltet ift, rührt man 
nacheinander das El, die Gewürze, das Waffer und / des mit „Bachin“ pen und gefiebten Mehls hinzu. Den Reft des 
Mehls ſchüttet man auf ein Backbrett (Tifchplatte), gibt darauf den Teigbrei, beſtreut ihn mit den abgezogenen, gehadıten 
Mandeln (gereinigten Aotinthen) und dem in kleine Würfel gefchnittenen Ocangeat (Zitronat). Man bedeckt die Früchte mit 
Mehl und vecknetet alles zu einem glatten Teig. Sollte der Teig kleben, gibt man nodı etwas Mehl hinzu. Man madıt 
daumendicke Rollen daraus, ſchneidet fie in gleihmäfige Stücke, Bi diefe zu gut kicſchgroſſen Kugeln und driickt fie etwas 
platt. Sie werden auf der Oberfläche mit Milch beftrichen, in fagelzuchee-gedriicht*) und auf ein gefettetes Backblech gelegt. 


) Stattdeffen kann man auch die Pflafterfteine fofort nach dem Backen mit einem dichflüffigen Guf aus 125 g gefiebtem Puder- 
gudir und 2-3 Eflöffel heifiem Waffer beſtreichen. Auch beide Derzierungsarten je zur hälfte wicken fehe nett. Backzeit: Etwa 
0 Minuten bei ftacker Hike. (Unter Umftänden die hie während des Backens fchwodcher einftellen!) - Bitte ausf melden! 


Dr.Oetker Backpulver., Hucltin altbeurihri: ED 
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zeugten oder sonst im Lande’ befindlichen Waren ist eine 
Ausfuhr- nur mit einer von der staatlichen Handelskommission 
erteilten Ausfuhrgenehmigung möglich. Ferner wurde eine 
Reihe von Waren beschlagnahmt, darunter alle Treibstoffe, 
Oele, Häute und Felle, Wollwaren und -garne, Kraftfutter, 
Getreide und Eisenschrott. Direkte Rationierungen 
in Form einer Bezugskartenausgabe sind bisher nur bei 
Kaffee, Tee, Kakao, Zucker, Brot, Seifen und Waschmitteln 
erfolgt. Bei Brenn- und Treibstoffen, Oelen usw. erfolgt die 
Zuteilung auf Antrag unter Berücksichtigung der Dringlich- 
keit des Bedarfes. Im ganzen gesehen kann die Versorgungs- 
lage Schwedens, trotz nicht zu unterschätzender Schwierig- 
keiten, als gesichert angesehen werden. 


R Auftrag für Schweden 


Der große schwedische Konzern der ASEA (Allmänna 
Svenska Elektriska Aktiebolage:) hat von Rußland im Rah- 
men des schwedisch-russ'schen Handelsabkommens eine Reihe 
von Aufträgen bekommen, deren Wert etliche Millionen SKr. 
beträgt. Es handelt sich dabei u. a. um Krananlagen, Motoren 
und Generatoren, sowie elektrische Oefen und Relaisaggregate. 


Nickelgruben von Petsamo im Betrieb 


Nach einer Mitteilung des Direktors der Petsamo- 
Nickel Compagnie, Freiherrn Wrede, wird die Arbeit in den 
Nickelgruben von Petsamo im Dezember ds. Js. wieder auf- 
genommen werden. Gegenwärtig werden umfangreiche Re- 
paraturen und Erneuerungsarbeiten vorgenommen. 


Finnische Schleppdampfer für Rußland 


Jetzt werden einige Einzelheiten über die große russi- 
sche Bestellung von Schleppdampfern bekannt, die nach Finn- 
land vergeben wurde und, über die wir bereits früher kurz 
berichteten. Der endgültige Liefervertrag wurde am 10. Ok- 
tober in Moskau unterzeichnet. Auf finnischer Seite unter- 
zeichneten die beiden Lieferwerke, die Maschinenfabrik in 
Warkaus, des A. Ahlström-Konzerns und die Maschinen- 
fabrik Lypsyniemi des staatlichen Enso-Gutzeit-Konzerns, 
russischerseits die Einkaufsorganisation Maschino’mport. Von 
den 10 Schleppern zu je 400 PS werden 6 in Warkaus und 
4 in Lypsyniemi gebaut. Der Gesamtwert des Auftrages 
übersteigt 100 Millionen Fmk. Die Lieferzeit beträgt zwei 
Jahre, doch sollen 2 Schlepper im Sommer 1941, die übrigen 
im Sommer 1942 abgeliefert werden. Die Schlepper werden 
eine Länge von 40 m, eine Breite von 85 m und eine Be- 
satzung von je 22 Mann haben. Modernste maschinelle Aus- 
rüstung. Der Wärtsilä-Konzern hat bereits früher Aufträge 
auf 28 Schlepper von 800, 699 und 509 PS, sowie auf 20 
Stück im russisch-finnischen Handelsvertrag vogge ene se Kähre 
von 3000 bezw. 2900 t erhalten, so daß die russischen Schiff- 
bauaufträge an Finnland jetzt vollständig an die drei Kon- 
zerne Wärtsilä, A. Ahlstrom O. V. und Enso-Gutzeit O. V. 
vergeben sind. 


Gold haltige Erzvorkommen in Finnland 


In dem wegen seiner Eisenerzvorkommen bereits längere 
Zeit bekannten Gebiet um Kemi in Nord-Finn'and wurden 
kiirzlich bei Erzbohrungen goldhaltige Erze gefunden. Bis- 
lang fehlen darüber noch nähere Unterlagen. Die ersten 
Funde haben auch noch nicht erkennen lassen, ob die Vor- 
kommen abbauwürdig sind, aber die Bohrungen sollen fort- 
gesetzt werden. Im Falle der Abbauwürdigkeit liegen die 
Vorkommen verkehrsmäßig nicht ungünstig. In Finnisch- 
Lappland sind an sich bereits seit dem vorigen Jahrhundert 
Goldvorkommen bekannt, die jedoch bisher nie bedeutend 
genug für einen industriellen Abbau waren, so daß sie ledig- 
lich dort, wo das Gold als Staub oder Körner im Fiußsand 
an der finnisch-norweg’schen Grenze auftrat, von Gold- 
wäschern ausgewertet wurden. Ganz gelegentlich, so im 


Sommer 1939, sind auch einmal größere Stücke von reinem 
Gold bei solchen Arbeiten gefunden worden. Im übrigen 
war die Goldausbeute in den letzten Jahren sehr gering. In 
den Jahren 1870—1916, für die genaue statistische Angaben 
vorliegen, waren sie zeitweilig etwas größer. So wurden 1870 
= 19,1 kg reines Gold, 1839 = 17,9 kg gewonnen, seitdem 
blieben die Mengen aber stets unter 10 kg, meistens sogar 
sehr klein. 


Großgefrieranlage in Drontheim 


In Drontheim wird eine riesige Kühlanlage (Gefrier- 
anlage) für frische Fische gebaut. Die Tagesleistung soll 
etwa 120 C00 Fische, die von 450 Mann verarbeitet werden, 
betragen. Die Anlage soll hauptsächlich der Ausfuhr dienen. 


Das Straßennetz der Baltenländer 


Das Straßennetz in den drei kürzlich der Sowjetunion 
eingegliederten baltischen Republiken ist verhältnismäßig gut 
entwickelt. Litauen, Lettland und Estland verfügen zusammen 
über Straßen in einer Länge von etwa 102000 km. Das 
ausgedehnteste Straßennetz hat dabei mit 44000 km die 
größte der Teilrepubliken, die Litauische. Es” folgt mit 
35,000 km die Lettische SSR und mit 23000 km die Est- 
nische SSR. Mehr als zwei Drittel des gesamten Straßen- 
netzes der baltischen Teilrepubliken, nämlich 58000 km, sind 
Landwege, die keine feste Fahrdecke besitzen, so daß sie im 
Frühjahr und im Herbst für die modernen Transportmittel 
kaum in Frage kommen. An Straßen mit fester Fahrdecke 
bzw. mit Schotterung sind in Lettland, Estland und Litauen 
44000 km vorhanden. Davon entfallen auf Lettland, wo in 
den letzten Jahren umfangreiche Straßenbauten durchgeführt 
Saen 18000 km, auf Litauen 14000 km und auf Estland 
12000 km. 


An chaussierten Strecken gibt es hier verhältnismäßig 
wenige. In Litauen wäre die an der Grenze bei Tilsit be- 
ginnende und über Schaule zur früheren litauisch-lettischen 
Grenze führende Chaussee nach Meitene zu nennen. Außer- 
dem ist in Litauen mit dem Bau einer Autostraße begonnen 
worden, die Kauen mit der neuen Hauptstadt Wilna ver- 
binden soll. In Lettland gibt es eine durchgehende Chaussee 
von der Grenzstation Meitene über Riga nach Walk, die auf 
dem estnischen Territorium über Petschur bis nach der 
früheren sowjetrussischen Grenze in Pskow und von dort 
weiter nach Leningrad verläuft. Unter der früheren letti- 
schen Regierung sind umfangreichere Chausseebauten vor- 
genommen worden. Die wichtigsten sind die Chausseen von 
Riga nach Sloka, von Riga nach Baldana, sowie die Chaussee 
Riga—Daugavpils (Dünaburg) entlang der Diina, die jedoch 
unvollendet gebl’eben ist. Eine wichtige Querverbindung ver- 
läuft entlang der ehemals russischen Grenze von Daugavpils 
nach Reshiza. In Estland gibt es nur einige wenig chaussierte 


Straßen, die Reval mit den zunächst gelegenen Ausflugs- 


orten verbinden. 


Steigendes Preisniveau in Skandinovien 


Die skandinavischen Blätter veröffentlichten kürzlich 2. T. 
eine Uebersicht über das Steigen des Preisniveaus in ver- 
schiedenen europäischen Ländern sowie in den USA. In 
dieser Zusammens ellung interessiert die Veränderung der 
Indexwerte für die Preisgestaltung in den drei Ländern 
Skandinaviens: Schweden, Norwegen und Dänemark seit 
dem Kriegsausbruch. Während der Preisindex in Schweden 
August 1939 auf 110 stand, stand er September” 1940 auf 
148 und war also um 34,6% gestiegen. In Dänemark stand 
er August 1939 auf 111 und September 1940 auf 182, was 
63,9 0% Steigerung entspricht, womit Dänemark in bezug auf 
die Teuerung an erster Stelle im Norden steht. In Norwegen 
entwickelte sich das Preisniveau nicht viel anders als in 
Schweden. August 1939 = 98,4, September 1940 = 135, 


die Steigerung beträgt 37,2 %. 


ae Kathreiner ifs efrog ae che, 
| Das galt immer ſchon, und jetzt erft recht. 
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Aus der Praxis des Kaufmanns 
Die Buchfiihrung nach dem Kontenplan 


Von Professor Dr. H. Linhardt, Münster (Westf.). 


Da in Danzig-Westpreußen noch immer manche 
Unklarheiten über die Buchungsweise nach dem 
jetzt auch in den Ostgebieten eingeführten Konten- 
plan bestehen, haben wir einen Fachmann gebeten, 
in mehreren Aufsätzen zu diesem Thema Ste lung zu 
nehmen. Die Schriftleitung. 

Zu den handels- und steuerrechtlichen Buchfüh- 
rungsvorschriften sind seit einigen Jahren die be- 
sonderen Anordnungen für die Mitglieder der Wirt- 
schaftsgruppen der gewerblichen Wirtschaft, vor 
allem für die Industriebetriebe hinzugekommen. 
In den meisten industriellen Wirtschaftsgruppen 
sind in letzter Zeit sogenannte Normalkonten- 
pläne eingeführt und den Mitgliedsfirmen ver- 
tindlich. vorgeschrieten worden. Dadurch ent- 
steht für den einzelnen Betrieb die Frage, wie man 
nach einem solchen Kontenrahmen seine Buch- 
haltung einrichtet und welche Umstellungen dabei 
vorgenommen werden müssen. 


Einheitliches Schema 


Ein Kontenrahmen bedeutet an sich nichts an- 
deres als eine systematische Anordnung und nach 
gewissen organisato:ischen Gesichtspunkten vor- 
genommene Bezeichnung aller Konten, die in einer 
Buchführung vorkommen. Die Anordnung ent- 
spricht dem Buchungsverlauf, und dieser wiederum 
folgt den betrieblichen Vorgängen der Rohstoff- 
beschaffung, Verarbeitung, Veräußerung; die syste- 
matische Ausgestaltung der Kontierung geht also 
von den realen Zusammenhängen der wirtschaft- 
lichen Vorgänge im Betrieb aus. Was die äußere 
Bezeichnung der Konten betrifft, so ist hierfür für 
die gesamte deutsche Wirtschaft ein einheitliches 
Schema zugrunde gelegt worden, welches den 


ganzen Stoff in Kontenklassen, Kontengruppen und 


Einzelkonten gliedert. Es bestehen im Kontenrah- 
men 10 Kontenklassen, in jeder Kontenklasse 10 


Kontengruppen, und von hier aus kann die weitere 


Unterteilung in Einzelkonten nach dem dekadi- 
schen System (von 0 bis 9) beliebig weit fort- 
gesétzt werden. 

Wiirde ein Betrieb bisher schon alle Konten 
führen, die zu einer neuzeitlichen Rechnungslegung 


“einschließlich einer genauen Erfassung sämtlicher 


Anlagekonten, einer zweckentsprechenden G-iede- 


runs sämtlicher Materialkonten, einer zuverlässigen 
Erfassung des Materialverbrauchs, einer eng an- 
schließenden rechnerischen Verfolgung der inner- 
betrieblichen Fabrikationsvorgänge usw. usw. ge- 


hören, so würde die Einführung eines Konten- 
rahmens nichts anderes bedeuten, als die Zusam- 
menfassung und Ordnung der schon vorhandenen 
Konten in der eben geschilderten Weise; also eine 
formale Angelegenheit der Bezeichnung und Be- 
zifferung. Gewöhnlich aber ist das Rechnungs- 
wesen in der Praxis nicht so vollständig und so 
vollkommen, wie es nach den heutigen Anforde- 
rungen einer gesamt wirtschaftlich verpflichteten 
neuzeitlichen Betriebswirtschaft sein müßte. Es 
fehlt nicht selten an mehr als einer Stelle. In 
einem Fall fehlt eine klare Gliederung der 
Kostenarten, im anderen Fall ist der Betrieb rech- 
nerisch nach Unterabteilungen, sog. Kostenstellen 
nicht aufgespalten, und man kann ihn deshalb 
nach der Wirtschaftlichkeit einzelner Fertigungs- 
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stellen, Verwaltungs- oder Vertriebsstellen nicht 
überwachen. Man kann hier natürlich auch keine 
genaue Preisermittlung einzelner Erzeugnisse vor- 
nehmen, die im selben Betrieb zugleich hergestellt 
werden (Kostenträgerrechnung). So viel auch schon 
darüber geredet worden ist, so findet man trotzdem 
noch immer zahlreiche Betriebe, bei denen die 
Lagerbuchhaltung entweder sehr mangelhaft ge- 
führt oder überhaupt nicht vorhanden ist.. Ange- 


sichts solcher Tatsachen ergibt die Notwendigkeit, 


den Kontenrahmen einzuführen, die unausweich- 
liche Zwangslase, das vorhandene Rechnungswesen 
in Bausch und Bogen zu überprüfen und die 
Lücken zu ergänzen. Der Kontenrahmen in seiner 
geschlossenen Systematik und seiner Entwicklung 
aus der Betrie"swirtszhaft heraus macht manchem 
Unternehmer erst klar, wie unvollständig angelegt 
oder wie unvollkommen gehandhabt das Rech- 
nungswesen seines Betriebes eigentlich ist. 


Minimum an rechnerischer Genauigkeit 


Die neuartige Situation, in der sich die deutschen 
Betriebe seit 3 Jahren befinden, besteht darin, 
daß auf Grund der Erlasse des Reichswirtschafts- 
ministeriums (Marktordnungserlaß vom 12. No- 
vember 1936, Buchführungsrichtlinien vom 11. No- 
vember 1937) und der darauf. fußenden Anord- 
nungen des jeweiligen Leiters der einzelnen Wirt- 
schaftsgruppen die Führung von Normalkonten- 
plänen zur Pflicht gemacht wird: Die oberste 
Wirtschaftsführung überläßt künftig das Rech- 
nungswesen nicht mehr dem persönlichen guten 
Willen oder der fortschrittlichen Auffassung und 
gutwilligen Einsicht des einzelnen Betriebsinhabers. 
Sie stellt für jeden deutschen Betrieb ein Mini- 
mum an rechnerischer Genauigkeit fest und trifft 
diese Feststellung so, daß zugleich eine wünschens- 
werte Vereinheitlichung in der Struktur, der ge- 
samten Betriebsrechnung aller Betriebe, in der Be- 
zeichnung der Konten, in der Art, wie der Bu- 
chungsstoff darüber geführt wird und die Rech- 
nungstelle miteinander zusammenhängen, gewonnen 


ist. Eine solche Vereinhe'tlichung bedeutet keines- 


wegs die Verkümmerung betrieblichen: Eigenlebens, 
denn ‘bei Aufstellung der Normalkontenpläne für 
die einzelnen Wirtschaftsgruppen wird auf jede 
Eigenart von Branche und Betriebsgröße ausrei- 
chend und sorgfältig geachtet. Die bisher vor- 
liegenden Kontenpläne zahlreicher Wirtschafts- 


gruppen, Fachgruppen und Fachuntergruppen lassen 
deutlich erkennen, wie stark das Eigenleben von 


Branche und Betriebsart in solchen Normalkonten- 
plänen zur Geltung kommt. Oftmals ist diesem 
Eigenleben sogar etwas großzügig Rechnung ge- 
tragen worden, indem man althergebrachte Be- 
zeichnungen beibehalten hat, die nicht immer ge- 
nau und treffend sind und lediglich der Pietät die 
einstweilige Schonung zu verdanken haben. Man 
hat auch mit Rücksicht auf den derzeitigen Stand 
der Betriebsabrechnung in manchen Wirtschafts- 
gruppen noch manche wichtige Frage offen ge- 


lassen. fy 
Warum die staatliche Wirtschaftsführung sich 


um scheinbar so nebensächliche Dinge wie Buch- 


\ 
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fuhrung und Bilanz, Kostenrechnung und Statistik 
kümmert und dafür Richtlinien aufstellt, müßte 
eigentlich Staunen erregen, ist aber gar nicht ver- 
wunderlich. Die staatliche Wirtschaftsführung ver- 
sucht zunächst, die rechnerischen Grundlagen für 
eine Vergleichbarkeit betrieblicher Leistungen zu 
gewinnen. Deshalb braucht sie einheitliche Begriffe 
und Rechnungsmethoden und ein minimal begrenz- 
tes Gliederungsprinzip für die Rechnungsausweise 
der Betriebe. Sie will grundlegende Betriebsgrößen, 
z. B. den Betriebsgewinn bei gleichartigen Unter- 
nehmungen miteinander vergleichen können. Sie 
will solche Vergleiche nicht nur für Ergebnis- 
ziffern der Jahresrechnung, sondern nicht minder 
für. die Kostenziffern der Stückrechnung, einmal 
zur Beurteilung der Wirtschaftlichkeit, unter der 
die Herstellung von Betriebsleistungen vor sich 
geht, zum anderen Teil als wichtigen Anhaltspunkt 
für ihre wirtschafts- und preispolitischen Maß- 
nahmen. Die vom Reichskommissar für die Preis- 
bildung erlassenen Leitsätze für die Preisermitt- 
lung auf Grund der Selbstkosten bei Leistungen 
für öffentliche Auftraggeber (LSÖ) und die Richt- 
linien für die Preisbildung bei öffentlichen Auf- 
trägen (RPÖ) vom 15. November 1938 zeigen 
recht deutlich, wie notwendig die Vorarbeit durch 
die ministeriellen Buchführungsrichtlinien vom 
11. November 1937 gewesen ist. Die Runderlasse 
des Reichskommissars für die Preisbildung wäh- 
rund der letzten Jahre, auch die amtliche Begrün- 
dung zum Erlaß der Preisstoppverordnung vom 
26. November 1936 haben in unmißverständlichen 
Worten zum Ausdruck gebracht, daß durchaus 
nicht immer die nationalsozialistische Forderung 
vom Vorrang des Gemeinnutzes richtig verstanden 
wird. Die Kriegswirtschaftsverordnung vom 4. Sep- 
tember 1939 beleuchtet die wirtschaftliche Situa- 
tion und die aus der Kriegsverpflichtung für den 


einzelnen Unternehmer sich ergebende. Haltung 
noch besonders deutlich. 


Es sind also nicht bloß betriebswirtschaftliche 
Angelegenheiten, die gar nur den Buchhalter, Kal- 
kulator und Betriebsstatistiker betreffen, sondern 
es sind Angelegenheiten von volkswirtschaftlicher 
und nationalpolitischer Bedeutung, die mit Hilfe 
solcher Mittel wie Kontenrahmen, Betriebsabrech- 
nungsbogen und ausgebautem Rechnungswesen der 
Betriebe geregelt und gemeistert werden sollen. 
Wenn ein Staat die Führerrolle im wirtschaftlichen 
Geschehen übernimmt, wenn ein Volk sich zu der 
Weltanschauung bekennt, die in der Wirtschaft 
kein blindes Walten von Naturkräften, sondern 
das verantwortliche Handeln gemeinschaftsverbun- 
dener Menschen erblickt, so muß mit allem Nach- 
druck die Arbeit aufgegriffen werden, welche aus 
einzelnen Betrieben die Träger einer sozialistischen 
Wirtschaftsverfassung zu gestalten vermag, müssen 
die Fäden gesponnen werden, aus denen durch die 
geschickte Hand des Wirtschaftslenkers das Ge- 
webe einer Nationalwirtschaft entstehen kann. Es 
sind nationalsozialistische Gedanken ersten Ranges, 
an deren Verwirklichung auf dem Gebiet der Be- 
triebswirtschaft seit Jahren gearbeitet wird. Darin 
unterscheidet sich der Nationalsozialismus von dem 
utopischen Sozialismus jeder Spielart, der nur von 
kommenden besseren Zeiten träumte und sich in 
schönen Gedanken ergins, daß er vor den realen 
Schwieriskeiten, eine Gemeinschaftsordnung in der 
Wirtschaft zu schaffen, nicht zurückscheut. Wer 
dies aus der politischen Sicht begreift, wird auch 
als Kaufmann und Industrieller die Anwendung 
solcher Mittel, wie sie der Kontenrahmen, die 
Kostenrechrunssrich:lirien be? euten, mi: Ve-stand- 
nis und Zustimmung begrüßen. 


(Zwei weitere Artikel folgen, und zwar: „Inhalt des 
Kontenrahmens“ und „Benutzung des Kontenrahmens“.) 


Preisbildung und Preisüberwachung 


Warum staatliche Preislenkung? 


Preislenkung durch die gewerbliche Wirtschaft? 
Gründe für die gegenwärtige Regelung. 


Von Regierungsrat Dr. Posdzech, 
Leiter der Preisüberwachungsstelle Danzig. 


Die Bildung und Ueberwachung der Preise‘ erfordert 
einen großen Behördenapparat. Im Hause des Reichskom- 
missars für die Preisbildung in Berlin sitzt ein großer Stab 
erfahrener Verwaltungsbeamter und Fachleute aus den ver- 
schiedens en Gebieten, allein im Reichsgau Danzig-West- 
preuſzen sind mehr als 100 Beamte und Angestellte aus- 
schließlich mit der Ueberwachung der Preise beschäftigt. 
Der Laie könnte meinen, das sei alles doch nicht erforder- 
lich und vor allem. teuer. Wir, de wir von Amts wegen 
die Preise überwachen, wissen, welche Seuche sich gerade 
in einem Kriege ausbreiten würde, wenn nicht ein so fein- 
maschiges Ueberwachungsnetz über das Land zur Ueber- 


wachung der Preise gezogen wäre. Es besteht zwar auf den 


wenigsten Gebieten eine Mangellage, allein die Tatsache: der 
Rationierung reizt augenscheinlich selbst zu den gefährlichsten 


Schritten. Ein Danziger ehrbarer Kaufmann, der, verleitet 


durch seinen Freund, ein paar kg Kaffee hintenrum zu 
einem um 100% über dem Verkaufspreis liegenden Preis 
abgegeben hatte, bedauerte sein -Tun und wußte angesichts 
seines guten Vermögens und Einkommens keine rechte Er- 
klärung für sein Handeln. Ein anderer hatte zu Kleinhan- 
delspreisen und darüber eingekauft und dadurch viel teurer 
seine Ware abgesetzt. Er hatte nicht das Gefühl, sich gegen 
die in der Kriegswirts haftsve ordnung festge’estea G.usd.ätze 
gesunden kaufmännischen Gebahrens vergangen zu haben, 
erklärte vielmehr, die Verpflichtung zu haben, für seine 
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Kunden sorgen zu müssen, das Preisniveau spiele daher für 


ihn eine untergeordnete Rolle. Für andere ist es wieder eine 
Art Sport, den Behörden ein Schnippchen zu schlagen, etwa 
wie früher unsere Danziger im Kleinen, den Zoll umgehend, 
zu schmuggeln versuchten. Der Hauptgrund ist wohl aber die 
reine Gewinnsucht. 


Das „Schwarze Korps“ hat in einem Aufsatz vom 14. No- 
vember ds. Js. ebenfalls zu diesen Dingen Stellung ge- 
nommen. „Mancher Lebensmittelhändler würde uns“, so heißt 
es dort, „in Freiheit dressiert, mit Erfolg vermutlich bis aufs 
Hemd ausziehen.“ „Wenn beim Anblick einer noch s2. ge- 
ringen Hoffnung auf Kriegsgewinn selbst Blumenhändler 
zu Hyänen werden, dann dürfen wir uns mit geringem 
Gruseln vorstellen, was uns dieser oder jener Gemüsehändler 
antäte, wenn man ihn von der Kette ließe.“ „Es gehört 
nicht viel Phantasie dazu, sich vorzustellen, was wir für 
unser täglich Brot, für unsere täzliche Wurst und für 
unseren täglichen Krautkopf zu bezahlen hätten, wenn die 
Behörde unseren Geldbeutel nicht beschirmen wollte.“ Es 
ist schon richtig, daß dann die Mark im Werte sänke durch 
die Schuld eines unersättlichen Krämertums, das den Hals 
nie voll genug kriegen kann. 


Diese Worte klingen hart. Wir wissen, daß z. B. in 
unserem Bezirk die Zahl der Kaufleute, die bestrebt sind, 
die Preise einzuhalten, sehr groß ist; die eingangs gestreiften 
Fälle und die Tatsache, daß monatlich aus einem Regie- 
rungsbezirk 40000,— bis 50000,— RM Strafen anfallen — 
neben vorübergehenden Geschäftsschließungen — zeigen aber, 
daß die Ausführungen im „Schwarzen Korps“ leider ihre 
Berechtigung haben. 


Nun liegt der Gedanke ja so nahe, den ganzen Be- 
hördenapparat der Preisbildung und -überwachung abzubauen 
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und diese Arbeit den Fachorgan‘sationen der gewerblichen 
Wirtschaft zu überlassen. : 

„Wie stünde solch ein Berufsverband vor dem Volke 
da (so schreibt das „Schwarze Korps“ dann weiter), der 
von sich sagen könnte: für uns braucht man keine 
Höchstpre'se, keine Vorschriften, keine Höchstverdienst- 


spannen, keine Strafandrohungen zu erlassen; wir haben 


den Behörden viele Arbeitskräfte, viele Mühen, viel 
Aerger erspart, wir haben keinen Volksgenossen verbittert 
und gekränkt, wir haben die Außenseiter selbst aus- 
gebootet, unschädlich gemacht, angezeigt und der Be- 
strafung zugeführt, wir haben unsere Preisgestaltung etc. 
der Selbstkontrolle unterworfen.“ 


Daß diese Regelung nicht restlos geht, hat verschiedene 
Gründe: Die Preise greifen vom Hersteller, bisweilen sogar 
vom Import über die Verteilerstzllen des Großhandels bis 
zum Einzelhandel wie eine Kette hinüber. Die Verdienst- 
spannen durch die gewerbl. Wirtschaft festsetzen hieße, in 
den Betrieben der einzelnen Sparten unter sich und, in den 
einzelnen Wirtschaftszweigen zueinander mit ganz offenen 
Karten spielen. Was der Staat als Steuergeheimnis heute 
selbst noch hütet, müßte dadurch offen gelegt werden, Da an 
der Spitze fast aller Organisationen Fachleute aus der eigenen 
Branche sitzen, die selbst einen Betrieb haben, geht es nicht 
gut an, daß sie sich selbst die Preise oder Handelsspannen 
festsetzen oder dem Konkurrenten als Preisüberwachung kon- 
trollierend in den Betrieb sehen. Die hauptamtlich ange- 
stellten Preispriifer müssen häufig bei Betrieben der Industrie 
nicht nur in die Bücher sehen, ihnen werden auch Herstel- 
lungsverfahren und sonstige Geschäftsgeheimnisse im Einzel- 
fall mitgeteilt, soweit das zur Klärung der Preisgestaltung 
erforderlich ist. Der amtliche Preisprüfer hat ebenso Still- 
schweigen zu bewahren wie der Ingenieur oder Werkmeister, 
der das Geschäftsgeheimnis seines Betriebes hütet. 

Auf einzelnen Gebieten der Wirtschaft, so vor allem 
beim Reichsnährstand hat der Reichskommissar fiir die 
Preisbildung pre‘sbildende Befugnisse in gewissem Umfange 
diesen Organisationen anvertraut, er hat anderswo, wie bei 
den Druckereien es ebenfalls zugelassen, daß nach be- 
stimmten Einheitstarifen gearbeitet werden darf, auch den 
Aerzten, Zahnärzten und: Dentisten blieben ihre alten weit- 
gespannten Tarife erhalten. In all diesen Fällen hat es aber 
Preissünder gegeben und sie werden auch, solange im Einzel- 
falle nicht ein gewisses Ueberangebot an Waren oder 
Leistungen von selbst den Preis regelt, zumindest also 
während der Dauer des Krieges, wenn auch in Einzel- 
exemplaren, weiter leben. 


Preisnachweis und Preisauszeichnung 


Von Reg.-Rat Dr. Posdzech, 
Leiter der Preisüberwachungsstelle Danzig. 


Die Praxis der Preisüberwachung hat immer wieder er- 
geben, daß in den verschiedensten Wirtschaftszweigen der 
Erkennbarkeit der Preisberechnung und dem Preisnachweis 
selbst sehr wenig Interesse zugewendet wurde. Im Gebiet der 
ehemaligen Freien Stadt Danzig hatten wir bereits eine um- 
fassende Preisauszeichnungspflicht. In zwei kurzen Verord- 
nungen vom 16. November 1940 (RGBI. I S. 1535) und vom 
23. November 1940 (RGBl. I S. 1531) hat der Reichs- 
kommissar für die Preisbildung alle noch vorhandenen Lücken 
vom größten Industriebetrieb bis zum kleinsten Einzel- oder 
Markthändler geschlossen. 

Die Preisauszeichnungspflicht erstreckt sich auf den ge- 
samten Kleinhandel (einschl. Einzel- und Markt- 
handel), der vertreibt: 

Nahrungs- und Genußmittel 

Blumen 

Schreibpapier, Papierwaren für den Schulbedarf 
Bekleidung 

Haushaltswaren 

Waren der Körperpflege 

Land- und Gartenbearbeitung. 

In den eingegliederten Ostgebieten gilt die 
Preisauszeichnungspflicht für Waren jeder 
Art. Soweit in diesem Teil des Reichsgaues die Auszeich- 
aungspfl'cht für Spinrs offe und Spinnstoffwaren eine weiter- 
gehende ist, bleibt diese bestehen, das gleiche gilt im Möbel- 
hance! für die in dieser Spezialve- ordnung enthaltenen Sonder- 
vorschriften. / 

Im übrigen umfaßt die Vorschrift der Preisauszeichnung 
auch alle Waren, die im Kleinhandel nach Musterbüchern an- 
geboten werden. 

Die Preisauszeichnung hat in allen Fällen, ob im Laden, 
Verkaufsstand oder Schaufenster durch gut lesbare 
Preisschilder zu erfolgen. 
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Die Waren sind selbst, gegebenenfalls ihre Umhüllungen 
zu kennzeichnen, wo dies wegen der Beschaffenheit der Ware 
nicht möglich ist, müssen die Behältnisse (z. B. Regale) be- 
schriftet oder mit Preisschildern versehen sein; wo auch dies 
nicht möglich ist, sind gut lesbare Preis verzeichnisse an 
leicht sichtbarer Stelle anzubringen oder Preislisten zur Ein- 
sichtnahme auszulegen. 

Bei Marktverkäufen nach Musterbiichern ist entsprechend 
zu verfahren. 

Fleischer, Bäcker und Konditoren haben 
neben der Anbringung von Preisschildern noch Preisverzeich- 
nisse für die wesentlichsten Waren im Verkaufsraum und 
Schaufenster an leicht sichtbarer Stelle gut lesbar anzu- 
bringen. 

Für Friseure, Schuhmacher, Wäschereien 
und Plättereien sowie chemische Reinigungsanstalten 
gilt diese Preisauszeichnungsvorschrift für Kundenräume und 
Schaufenster, desgleichen bleibt sie für das Schneider- 
handwerk in diesem Gau erhalten. 

Für Gaststätten aller Art im weitesten Sinne ist. 
vorgeschrieben, daß sie Preisverzeichnisse ihrer angebotenen 
Speisen und Getränke in ausreichender Zahl auf den Tischen: 
auslegen, nur in kleinen Gaststätten mit wenigen Sitz- 
plätzen (Gruppe I) genügt es, wenn die Preisverzeichnisse im 
ar ig an leicht sichtbarer Stelle gut lesbar angebracht 
sind. 

Die Preisverzeichnisse sind dem Gast vor Entgegen- 
nahme von Aufträgen und bei der Abrechnung vorzulegen. 
Der Tag der Ausstellung, die Zuschläge (Steuer, Bedienung) 
sind auf den Verzeichnissen zu vermerken. 

Gaststätten und Speisewirtschaften, in denen regelmäßig 
warme Speisen verabfolgt werden, haben von außen lesbar in 
der Nähe der Tür. ein Preisverzeichnis anzubringen, auf dem 
fertige Gedecke und Tagesgerichte aufzuführen sind. 

Für Erfrischungshallen, Stehbierhallen, Bierzelt etc. gilt 
das gleiche für alle in diesen angebotenen Speisen und Ge- 
tränke. p 

Bei allen Getränken, die in genormten Gemäßen aus- 
geschänkt werden, ist der Inhalt im Preisverzeichnis zu ver- 
merken. 

Die Speise- und Getränkekarten vom 1. und 15. jd. Mts. 
sind drei Jahre lang aufzubewahren, bei Inhaberwechsel sind 
sie dem neuen Inhaber zu übergeben. 

Beherbergungsbetriebe haben am Eingang oder bei 
der Anmeldestelle (Portier) ein Verzeichnis der vorhandenen 
Zimmer anzubringen, in welchem neben jeder Zimmernummer 
der Preis pro Bett (evtl. mehrere Betten), Pensionspreis, Be- 
dienungszuschlag, Frühstückspreis und der evtl. bei Nichtein- 
nahme des Frühstücks eintretende Zuschlag zum Zimmerpreis 
anzugeben ist. In den einzelnen Zimmern ist die übliche ge- 
naue Preisberechnung anzubringen. 

Garagenbesitzer haben ebenfalls am Eingang und in den 
Sammelgaragen und Einzelboxen Verzeichnisse anzubringen, 
die Mietpreise für Tag und Monat, Heizungszuschlag etc. er- 
kennen lassen. 

Kleiderablagen und Leihbüchereien unterliegen ebenfalls 
besonderen Vorschriften. Preisschilder dürfen nur einseitig 
oder, diese Mahnung gilt insbesondere den. Marktverkäufern, 
auf beiden Seiten gleich beschriftet sein. 

Die Abstempelung solcher Preisverzeichnisse kann von 


den Preisüberwachungsstellen angeordnet werden, sie würde 


bei vorkommenden Unregelmäßigkeiten von Fall zu Fall für 
einzelne Wirtschaftszweige verfügt werden. Selbstverständlich 
ist, daß die Preisverzeichnisse den Namen des Betriebes bzw. 
des Inhabers tragen. 

Die hier erwähnten Vorschriften treten am 1. Januar 
1941 in Kraft. 

Bereits am 1. Dezember 1940 ist die Preisnachweisver- 
ordnung in Kraft getreten, sie erstreckt sich auf die gesamte 
gewerbliche Wirtschaft mit Ausnahme des Einzel- 
handels, der bereits durch die bereits besprochenen Vor- 
schriften in den Preisausweis eingeordnet wird. Über alle 
Lieferungen in der gewerblichen Wirtschaft sind die Preise 
aufzuzeichnen, das Zustandekommen der Preise muß durch 
Aufzeichnungen oder Belege nachgewiesen werden. Die Unter- 
lagen müssen den gesetzlich zulässigen Preis ergeben. Auf- 
zeichnungen und Belege müssen jederzeit ohne Schwierigkeit 
nachprüfbar sein. Die Wirtschaftsorganisationen können mit 
Zustimmung des Reichskommissars für die Preisbildung hierzu 
ihren Mitgliedern nähere Weisungen erteilen. 

Für Lieferungen und Leistungen des Handwerks gelten, 
soweit sie nicht bereits von der Preisauszeichnungspflicht 
erfaßt werden (Bäcker, Fleischer etc.) teils besondere Vor- 
sch:iiten, die in den enze'nen G. uppen (z. B. Herrenschneide:) 
bereits bekannt sind, z. Teil stehen neue Anordnungen, in 
denen auch die Preisnachweis- und Auszeichnungspflicht ge- 
regelt wird, noch bevor. 


* 


Preisgrundgesetz des Krieges 


Ein neuer Runderlaß des Reichskommiissars für die Preis- 
bildung gibt nach VB 331 vom 26. 11. wichtige Erläute- 
rungen zu Teil IV der Kriegswirtschaftsverordnung, die er- 
kennen lassen, daß im Kriege unbedingt auf äußerste Preis- 
disziplin gesehen werden muß. Nach der Vorschrift der 
Kriegswirtschaftsverordnung, daß Preise und Entgelte für 
Güter und Leistungen jeder Art nach den Grundsätzen der 
kriegsverpflichteten Wirtschaft gebildet werden müssen — 
dem Preisgrundgesetz des Krieges — habe jeder Wirtschafter 
im Deutschen Reich die gesetzliche Pflicht, sein Preis- 
gebahren von sich aus mit der durch den Krieg für die 
Gesamtheit des deutschen Volkes geschaffenen Lage in Ein- 
klang zu bringen und zu halten; er habe fortlaufend und in 
jedem Einzelfall zu prüfen, nicht nur, ob seine Preisstellung 
den erlassenen Preisregelungen entspricht, sondern darüber 
hinaus ferner, ob der nach diesen Vorschriften gebildete Preis 
angesichts der Pflichten, die der Krieg jedem einzelnen auf- 
erlegt, gerechtfertigt sei. Es könne sich seit Kriegsbeginn auch 
niemand mehr darauf berufen, daß sein Preis gerechtfertigt 
sei, weil er sich in den Grenzen der Preisstopverordnung 
halte; sei er z.B. ungerechtfertigt hoch gestopt oder bringe 
er infolge von Kostendegressionen einen übermäßig hohen 
Gewinn, so müsse er auf Grund der Kriegswirtschaftsver- 
ordnung auf die den Kriegsverhältnissen angemessene Höhe 
gesenkt werden. Ein Gewinn, der jemanden in der Höhe 
nur als Folge des Krieges zufalle, sei in jedem Fall ungerecht- 
fertigt und unzulässig. In der gleichen Weise verstoße der- 
jenige, welcher die durch den Krieg bedingten Änderungen 
in der Herstellung oder Zusammensetzung von Erzeugnissen 
dazu benutzt, um seinen Verdienst an dem einzelnen Er- 
zeugnis zu erhöhen. In einzelnen Fällen müßten die beim 
Inkrafttreten der Kriegswirtschaftsverordnung geltenden Preise 
ohne Rücksicht auf die sonstige Kostenlage, also über die 
Vorschrift des § 22 KWVO hinaus gesenkt werden. Es 


seien alle Ersparnisse in allen Wirtschaftsstufen weiter zu 


geben, die dadurch erlangt würden, daß der Vorlieferant 
seinen Preis auf Grund der Vorschriften der KWVO gesenkt 
hat. Die Vorschriften des $ 22 seien auch für gebundene 
Preise und die Preise von Betrieben mit monopolartiger Stel- 
lung gültig. Vor einer Preissenkung hätten diese Betriebe je- 
doch die Zustimmung des Preiskommissars einzuholen, damit 
er das Ausmaß und die Zweckmäßigkeit der Preissenkung 
prüfen könne. Festpreise blieben von $ 22 KWVO unberührt, 
während Mindestpreise nicht unterschritten werden dürften. 
Die nach den einzelnen Preisvorschriften höchstzulässigen 
Preise müßten dagegen unterschritten werden, falls die 
Grundsätze der KWVO es erforderten. 


Die Preisbildung für Rohholz 


wird für das von Oktober 1940 bis September 1941 laufende 
Forstwirtschaftsjahr in der Verordnung des Reichskommissars 
vom 25. Oktober 1940 (RGBi. I S. 1403) neu gestaltet. Die 
Verordnung gliedert sich in zwei größere Abschnitte x 

a) Versteigerungsfähiges Rohholz 

b) Nichtversteigerungsfähiges Rohholz. 
Versteigerungsfähiges Rohholz, das im übrigen 
auch freihändig verkauft werden kann, ist durch Verkäufe 
nach dem mündlichen Meistgebot absetzbar als: 

1. Stammholz (Rundholz), das wegen seiner hervorragenden 
Güte oder Seltenheit oder wegen seiner besonderen 
Verwendungsmöglichkeit hochwertige Ausnutzung ge- 
währleistet, 

2. bei Nutzholzverkäufen mit beschränktem Bieterkreis zur 
Befriedigung des Bedarfs örtlicher Selbstverarbeiter mit 
geringen Mengen zur Deckung eigenen Bedarfs, 

3. bei Holzverkäufen in Mittel- und Niederwaldungen mit 
beschränktem Bieterkreis zur Befriedigung des Bedarfs 
örtlicher Selbstverbraucher bei Selbstwerbung durch den 


Käufer in Losen soweit solche Abgaben bisher üblich 


waren. ` : 

Die Weiterveräußerung solchen (1 bis 3) ersteigerten 

coder freihändig gekauften Holzes ist verboten. 

Als versteigerungsfähig bezeichnet die Verordnung 

1. Eichen-Stammholz, besonderer Beschaffenheit für Fur- 
niere etc. 

2, Rotbuchen-Stammholz, Güteklasse A mit bestimmten 
Ausmaßen und Formen. 

3. Ahorn- Eschen- Rüstern- Nußbaum- Birken- Erlen- 
Espen- Linden- Pappeln- und Weidenholz bei min- 
destenz 3 m Länge, Hainbuchen, Akazien, Obstbaum- 
und Elsbeerenholz bei mindestens 2 m Länge, alles 
Güteklasse A mit besonderen Voraussetzungen. 

4, Kiefern-Stammholz als Langholz und Abschnitte mit 
den verschiedensten Verwendungsmöglichkeiten so bis 
zum schwammbehafteten aber rammfähigen Pfahl. 


5. Lärchen- Weymuthskiefern- Fichten- Immen und Dou- 
glas-Stammholz sind ebenso wie Zirbelkiefer-Nutzholz 
eingegliedert worden. 

Allgemein ist es verboten, für bestimmte Zwecke ge- 

kauftes Holz für andere Zwecke zu verwerten, so Ramm- 
pfähle als Kantholz oder Balken oder als Schnittholz etc. 


Die Bekanntmachungen für Versteigerungen haben stets 


‘genau anzugeben, um welche Art von versteigerungsfähigem 


Holz es sich handelt. 

Für das eingangs erwähnte versteigerungsfahige Holz 
($ 1 der Verordnung) gelten die Verordnungen über das 
Verbot von Preiserhöhungen nicht. 


Für nicht versteigerungsfähiges Rohholz, des gegen Ent- 
gelt abgesetzt wird, gelten die in der Anlage zur Verordnung 
aufgeführten Höchstpreise, die nicht überschritten und die 
N-(Niedrigst)Preise, die nicht unterschritten werden dürfen. 
Als normal gelten die M-(Mittel)Preise der Güteklasse B. 
Für besondere Güte und Abfuhrlage sind Abweichungen 
nach Tabellen zugelassen. Für die Wertung von Gruben- 
holz gelten besondere Vorschriften. Die Preise‘ für 'diese 
Hölzer gelten ab Wald gerückt, für Stamm- und Gruben- 
langholz ungerückt. Nachweisbare Kosten für Entrinden, 
Re etc. dürfen in angemessener Höhe hinzugeschlagen 
werden. 


Hinsichtlich der Preise im Reichsgau Danzig-West- 
preußen sind die Preise für das in der Verordnung nicht 
aufgeführte Nutzholz und für Brennholz entsprechend den 
für die vergleichbaren Holzsorten in den örtlich angrenzenden 
Regierungsbezirken zulässigen Preisen zu bemessen. Für den 
gesamten Reichsgau gelten die Preise des ehemaligen Re- 
gierungsbezirks Marienwerder. Darüber hinaus ist die Preis- 
bildungsstelle berechtigt — das ist bereits geschehen —, die 
Brennholzpreise im Benehmen mit der höheren Forstbehörde 
entsprechend den örtlichen Bedürfnissen anderweitig festzu- 
setzen. Bei Nutzholzverkäufen zur Deckung des Bedarfs 
örtlicher Selbstverbraucher kann, soweit nicht Versteige- 
rungen mit beschränktem Bieterkreis zugelassen sind, ein Zu- 
schlag bis zu 20 v. H. erhoben werden, sofern dieser Zuschlag 
nicht schon in den zugelassenen Preisen enthalten ist. Über 
jeden Holzverkauf muß vom Verkäufer eine Rechnung aus- 
gestellt werden, die alle Angaben zu enthalten hat, die zur 
Preiserrechnung nach den Vorschriften der Verordnung er- 
forderlich sind. 


„Preisbildung und Preisüberwachung 
im Kriege” 

Unter diesem Titel erscheint eine Sondernummer des Mit- 
teilungsblattes des Reichskommissars für die Preisbildung 
(Teil I) vom 30. November 1940. 

Die Ausführungen enthalten folgende Erlasse: 

1. eine allgemeine Einleitung. 

2. Auslegung der Preisvorschriften der Kriegswirtschafts- 

verordnung. : 

3. Wie darf kalkuliert werden? 
Angehängt sind Verordnungen betr. Preisnachweis und Preis- 
auszeichnung, die in der heutigen Beilage ausführlich be- 
sprochen werden. Die zu 1 bis 3 genannten Erlasse werden 
in zwei Aufsätzen in der Januar-Nummer (15. 1. 1941) dieser 
Beilage behandelt werden. 

Der wesentlichste Inhalt aller Vorschriften ist der, daß 
niemand am Kriege verdienen soll, wenn der Soldat an der 
Front kämpft. 

Die Auslegung dieses Führerwortes geht soweit, daß in 
der Kriegswirtschaft verlangt werden muß, daß der Produzent 
unter vorübergehendem Verzicht auf den ihm üblicherweise 
zukommenden Gewinn weiter mit allen Kräften produziert 
und, wenn es notwendig werden sollte, sogar seine Reserven 
im Dienst der Allgemeinheit angreift. In der Praxis bedeutet 
es, daß jeder Betriebsinhaber unseres Reichsgaues nicht mehr 
verdient, als er vor Kriegsbeginn an Überschüssen bilanzmäßig 
als Ertrag vereinnahmt hat. Höhere Erträge sind zur Kosten- 
senkung, sobald eine Übersicht darüber vorhanden ist, zur 
Preissenkung zu verwenden,, wenn nicht die Gewinne aus be- 
sonderen Gründen unter Verzicht auf eine Preissenkung ab- 
geschöpft werden. Anträge auf Preisherabsetzung können 
schon jetzt eingereicht werden. Schuldhafte Verzögerungen in 
der Vorlage von solchen Vorschlägen werden als Preisver- 
gehen geahndet. Im befreiten Gebiet werden mangels Ver- 
gleichsmöglichkeit mit der Vergangenheit für die Beurteilung 
angemessener Gewinne die Ergebnisse der benachbarten Ge- 
biete (Altreich, ehemalige Freie Stadt Danzig) herangezogen 
werden. In Zusammenarbeit mit anderen Behörden (Finanz- 
ämtern usw.) werden die Ermittlungen besonders beschleunigt 
zur Durchführung des bedeutungsvollen Erlasses des Reichs- 
kommissars aufgenommen werden. Dr. Posdzech. 
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Die Festsetzung von Weinverteilerspannen 


ist Gegenstand eines Erlasses des Reichskommissars für die 
Preisbildung vom 18. November 1940. 

In Auslegung der Anordnung über die Festsetzung von 
Weinverteilerspannen vom 25. Juni 1940 wird festgestellt, 
daß diese Anordnung auch für die Verkäufe ostmärkischer 
Weiß- und Rotweine durch Weinverteiler gilt, die Wohnsitz 
oder Geschäftsbetrieb im Altreich haben. 

Bei Verschnitten mehrerer Jahrgänge oder verschiedener 
Qualitäten ist die für den überwiegenden Teil des Weines 
maßgebende Spanne anzuwenden. 

Mengenrabatte sind nur beim Bezug von mehr als 
600 Ltr. bzw. 800 ½ oder 1600 1/2 Flaschen der gleichen 
Sorte zu gewähren. Bei Abrufgeschäften gilt der Rabatt nur, 
wenn die Menge spätestens bei der ersten Teillieferung be- 
zahlt wird. 


An Abgeltung der Kosten für Abfüllung und Aus- 
stattung sind für den abfüllenden Weinverteiler festgesetzt: 


Bei !/, Flaschen 0,18 RM 

bei ½ Flaschen ee O15) oe Klasche: 
Diese Zuschläge können von den nachfolgenden Handelsstufen 
weiter berechnet werden. 


Weinverteiler oder gleichgelagerte Betriebe, die bisher bei 
Abgabe von deutschem Weif- oder Rotwein an letzte Ver- 
braucher ab eigenem Ladengeschäft oder ab eigener offener 
Verkaufsstelle und ab Verteilerbetrieb die gleiche Preis- 
stellung hatten, dürfen bei künftigen Geschäften dieser Art 
eine einheitliche Bruttoverdienstspanne von höchstens 35 v. H. 
der nach $ 1 Abs. 1 errechneten Abgabepreise aufschlagen. 
Der in $ 1 Abs. 2 zugelassene Zuschlag von 15 v. H. entfällt 
selbstverständlich für diese Betriebe. Ñ 

Eine Reihe von Weinverteilerbetrieben, die schlußschein- 
frei gekaufte Weine bisher entgegen der Bestimmung in § 5 
der Anordnung nochmals an andere als die in $ 5 genannten 
Abnehmergruppen zu verkaufen pflegten, können u. U. nach 
Erlaß dieser Bestimmung in eine schwierige wirtschaftliche 
Lage geraten, weil sie für bereits eingekaufte Weine ab 
1. August 1940 nicht mehr die geeigneten Abnehmer zur 
Verfügung haben. Die Preisbildungsstellen werden deshalb er- 
mächtigt, für die vor dem 1. August 1940 eingekauften 
Weine auf Antrag Ausnahmen von der Bestimmung des $ 5 
der Anordnung zuzulassen. 

Ebenso dürfen schlußscheinfrei eingekaufte Weine, die 
infolge eingetretener Qualitätsverschlechterung oder anderer 
Umstände nicht mehr an die in $5 genannten Abnehmer- 
gruppen veräußert werden können, mit Zustimmung der 
Preisbildungsstellen an andere Weinverteiler verkauft werden, 
wenn Verkäufer und Käufer sich bereit erklären, sich in die 
nach $ 1 zulässige Spanne zu teilen. 


Zu den bei dem Bezug der Ware entstandenen Kosten 
darf auch die Rückfracht des Leergutes berechnet werden. 


Der Einstandspreis im Sinne der Anordnung ist für 
Weinverteiler oder gleichgelagerte Betriebe, die den Wein im 
Fasse einkaufen und in eigenen Filialen oder eigenen Laden- 
geschäften in Flaschen abgeben, der sich nach $ 1 Abs. 1 be- 
rechnende Abgabepreis ohne die nach $ 6 zu erhebenden Un- 
kosten. 


Im Anschluß an diesen Erlaß des Reichskommissars für 
die Preisbildung betr. Lagerkostenzuschläge werden auch für 
die Weine des Jahrgangs 1939 und die folgenden Jahrgänge 
Lagerkostenzuschläge nach folgenden Grundsätzen zuge- 
schlagen: 

Voraussetzung für die Erhebung eines Lagerkostenzu- 
schlages von höchstens 10 v.H. des Einstandspreises nach 
Spalte 8 des Spannennachweises ist die Lagerhaltung der in 
Betracht kommenden Faß- oder Flaschenweine für die Dauer 
eines Jahres. Diese Frist beginnt frühestens mit den allge- 
mein bestimmten Terminen für die Preise des 2. Abstiches, 
für Weine des Jahrgangs 1939, also frühestens am 15. Januar 
1940. Der Zuschlag ist nicht dem Einstandspreis in Spalte 8 
des Spannennachweises zuzuschlagen, sondern in Spalte 13 des 
Spannennachweises zur Errechnung des Verkaufspreises be- 
sonders aufzuführen. i 


Neue Erzeugnisse — Stoppreise? 


Zu diesem interessanten Thema, welches unsere Gau- 
industrie zwar nur bedingt angeht, für den Handel aber von 
erheblichem Interesse ist, schreibt Oberlandesgerichtsrat 
Schütz im Mitteilungsblatt des Reichskommissars. 

In dem Aufsatz wird eine Reihe von Beispielen aufge- 
führt dafür, was miteinander vergleichbar ist, wofür dann 
der Stoppreis des alten Artikels noch bei geänderter oder 
neuer Ware innezuhalten ist. 
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So sind miteinander vergleichbar: 


Eine Zentrifuge mit verzinktem Eisensieb mit einer solchen 
mit Kupfersieb. 


Füße für Rollwagen (z. B. Teewagen), auch wenn die Be- 
reifung aus verschiedenem Material besteht. 


Voneinander verschieden sind: 


Spiegelglas und einfaches Glas. 

Tischdecken handgestickt und maschinengestickt. 
Broschen aus Gold und Silber — vergoldet. 
Kleinkraftwagen und Motorrad mit Beiwagen. 

Album mit Leder- und mit Pappeinband. 

Turbine 500000 PS und 50000 PS. 

Schrank 2 m breit und 1 m breit. 

Torte 4 cm hoch und Torte 6 cm hoch. 

Aschenbecher aus Marmor und aus Glas. 7 


Die Vergleichbarkeit der Waren geht nicht nach der 
äußeren Beschaffenheit (Tischdecke, Aschenbecher) oder der 
inneren Zusammensetzung (Schrank, Torte) allein, auch -die 
Güte, Verbrauchswert etc. sind zu berücksichtigen. 


Im allgemeinen ist zunächst zu prüfen, ob Waren dem- 
selben Gebrauchs-(Verbrauchs-)Zweck dienen und denselben 
Wert aufweisen. Ist dies der Fall, so sind weiter äußere und 
innere -Beschaffenheit zu prüfen, nach der Prüfung des 
Umfanges dann gegebenenfalls die Güte des Erzeugnisses. 


Wirtschaftlich neue Erzeugnisse wird es nur sehr wenige 
geben, da fast alle sogenannten neuen Waren aus anderen 
Waren weiterentwickelt oder umgestaltet sind. Bei geänder- 
ten Erzeugnissen ist grundsätzlich höchstens der Preis des 
früheren Erzeugnisses zulässig, der unter gewissen Voraus- 
setzungen überschritten werden. kann oder unterschritten 
werden muß. Ist das geänderte Erzeugnis technisch vervoll- 
kommnet, so darf bei höheren Kosten (Material, Lohn) eine 
Preiserhöhung erfolgen. Willkürliche Umfangsänderungen zur 
Umgehung des Stoppreises werden nicht zugelassen. Verrin- 
gerungen im Umfange zwingen zu Preissenkungen, wenn am 
Stichtag Kostenersparnisse damit verbunden wären. Aendern 
sich als Folge technischer Vervollkommnung Erzeugnisse 
durch Verkleinerung ohne den Gebrauchswert und -Zweck 
herabzusetzen, so wird in solchen Fällen eine Preissenkung 
in der Regel nicht gefordert. Grund: Es ist nicht ohne 
weiteres anzunehmen, daß am Stichtag Ersparnisse aus 
technischem Fortschritt zu Preissenkungen geführt hätten, 
allerdings darf dabei kein kriegswirtschaftlich nicht gerecht- 
fertigter Gewinn zusätzlich entstehen. Kriegsbedingte Er- 
zeugnisse mit höherer Güte dürfen gegebenenfalls teurer sein. 


In jedem Falle ist den Herstellerbetrieben dringend 
zu raten, bei jeder auch noch so berechtigten Preiserhöhung 
die preisbildende Stelle zu Rate zu ziehen, sich aber zum 
mindesten an die Fachorganisation zu wenden. 


Ueber die Art und Weise, in welcher die Preise für 
geänderte und völlig neue Erzeugnisse im einzelnen zu be- 
rechnen sind, wird ein demnächst herauskommender Rund- 
erlaß des Reichskommissars für die Preisbildung Aufschluß 
geben. Es wird darüber zu gegebener Zeit an dieser Stelle 
berichtet werden. Dr. G. 


Rechtsauskünfte über Preise 
durch die Kammer 


Der Reichskommissar für die Preisbildung hat sich in 
einem Erlaß vom 8. November 1940 damit einverstanden 
erklärt, daß die Preisbildungsstelle mit der örtlichen In- 
dustrie- und Handelskammer eine Vereinbarung trifft, nach 
welcher die Kammer berechtigt ist, Auskünfte über alle 
Preisfragen, auch über solche grundsätzlicher Art, zu erteilen. 
Solche Auskünfte sind der zuständigen Preisbildungsstelle 
in Durchschrift zu übermitteln, damit die Preisbildungsstelle 
ggfls. unrichtige Bescheide sofort berichtigen kann. Der 
Reichskommissar für die Preisbildung ist damit über seinen 
alten Runderlaß hinausgegangen, in welchem den Fachorga- 
nisationen der Wirtschaft das Recht zur Auskunfterteilung 
beschränkt wurde. Eine Ausnahme bilden jetzt die Industrie- 
und Handelskammern, soweit zwischen diesen und der Preis- 
bildungsstelle ein Uebereinkommen erzielt wird. Der Reichs- 
kommissar für die Preisbildung macht bei der Kammer des- 
wegen eine Ausnahme, weil sich deren Tätigkeit auf die ge- 
samte gewerbliche Wirtschaft erstreckt und insoweit nicht 
eng interessengebunden ist. Eine solche Vereinbarung setzt 
auch voraus, daß zwischen Preisbildungsstelle und Kammer 
eine enge laufende Verbindung besteht und die preisrechtlichen 
und preispolitischen Dezernate der Kammer mit besonders 
erfahrenen und zuverlässigen Kräften besetzt sind. 


Geseize, Verordnungen, Anordnungen 


Dritte Durchführungsverordnung 
über die Einführung der Reichsmarkwährung in dem Gebiet 
der bisherigen Freien Stadt Danzig. 
Vom 22. November 1940 
(Reichsgesetzblatt I S. 1527) 


Auf Grund des $2 der Verordnung über die Einführung der Reichsmarkwährung in dem 


Gebiet der bisherigen Freien Stadt Danzig vom 1. September 1939 (Reichsgesetzbl. I S. 1567) 
wird verordnet: 3 
§1 


Ist eine auf Danziger Gulden lautende Forderung an einem im Inland gelegenen Grundstiick 
dinglich gesichert und war der Gläubiger am 16. Juni 1940 nicht Inländer im Sinne des § 2 der 
Verordnung vom 7. September 1939 (Reichsgesetzbl. I S. 1691) oder des § 2 Abs. 3, $1 Abs. 5 
der Verordnung vom 14. Juni 1940 (Reichsgesetzbl. I S. 873), so wird die Forderung auf Reichs- 
mark umgestellt zum Kurse von 1 Danziger Gulden = 50 Reichspfennig, wenn der Gläubiger 
seinen Wohnsitz (Sitz) in den besetzten polnischen Gebieten hatte, in den sonstigen Fällen zum 
Kurse von 1 Danziger Gulden = 47,10 Reichspfennig. 


82 te 

(1) Steht eine Forderung, die an einem im Inland gelegenen Grundstiick dinglich gesichert 
ist, mehreren Gläubigern zu und ist der Umstellungskurs für die einzelnen Gläubiger auf Grund 
der 88 1,4 und 5 der Verordnung vom 7. September 1939 oder des § 2 der Verordnung vom 
14. Juni 1940 oder des § 1 der gegenwärtigen Verordnung nicht einheitlich, so gelten die Vor- 
schriften der Abs. 2 und 3. 

(2) Steht die Forderung den mehreren Gläubigern zur gesamten Hand zu, so wird sie zu 
dem Betrag umgestellt, der sich ergibt, wenn die Anteile der einzelnen Gläubiger nach dem 
Verhältnis ihrer Beteiligung an dem Gesamthandsvermögen bestimmt und die so bestimmten 
Ante.le nach dem für den jeweiligen Gläubiger maßgeblichen Umstellungskurs umgerechnet 
und zusammengezählt werden. ` 

(3) Steht die Forderung den mehreren Gläubigern nach Bruchteilen zu, so wird sie zu dem 
Betrag umgestellt, der sich ergibt, wenn die einzelnen Bruchteile zu dem für den jeweiligen 
Gläubiger maßgeblichen Umstellungskurs umgerechnet und die so errechneten Beträge zu- 
sammengezählt werden. Die Anteile der Gläubiger an dem durch die Umsteilung sich ergebenden 
Betrag bestimmen sich nach dem Verhältnis der bei der Umrechnung. der einzelnen Bruchteile 
sich ergebenden Beträge. $ 

§3 


Der Umstellung gemäß, den 88 1 und 2 unterliegen auch alle privaten oder öffentlichen, 
auf eine Geldleistung gerichteten dinglichen Belastungen der Grundstücke sowie Schiffs- und 
Bahnpfandrechte. 
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(1) Die Vorschriften des 8 5 Abs: 2 bis 4 der Verordnung vom 7. September 1939 (Reichs- 
gesetzbl. I S. 1691) und des §5 Abs. 2 bis 4 der Verordnung vom 14. Juni 1940 (Reichs- 
gesetzbl. I S. 873) gelten entsprechend. 

(2) Im Falle des § 2 Abs. 3 soll das Grundbuchamt darauf hinwirken, daſ die Beteiligten 
die unter ihren bestehende Gemeinschaft aufheben. Die hierdurch veranlaßten Eintragungen 
im Grundbuch und Vermerke auf Hypotheken-, Grundschuld- und Rentenschuldbriefen erfolgen 
kostenfrei. Das gleiche gilt für die Ausstellung von Teilbriefen durch ein Grundbuchamt oder 


Gericht. 
Berlin, den 22. November 1940. 


Der Reichswirtschaftsminister 
In Vertretung 
Dr. Landfried 
Der Reichsminister der Justiz 
\ In Vertretung 
Dr. Schlegelberger 


Verordnung über den Nachweis von Preisen.*) 
Vom 23. November 1940. 
(Reichsgesetzblatt I S. 1531.) 


Auf Grund des Gesetzes zur Durchführung des Vierjahresplans — Bestellung eines Reichs- 
kommissars für die Preisbildung — vom: 29. Oktober 1936 (Reichsgesetzbl. I S. 927) wird mit 
Zustimmung des Beauftragten für den Vierjahresplan verordnet: 
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A 05 Inhaber gewerblicher Betriebe jeder Art haben die Preise für ihre Lieferungen aufzu- 
zeichnen. 

(2) Das Zustandekommen der Preise muß durch Aufzeichnungen oder Belege nachgewiesen 
werden können. Aus den Unterlagen muß ersichtlich sein, daß der errechnete Preis gesetzlich 
zulässig ist. 

. x 
Die Preise müssen so aufgezeichnet und die Aufzeichnungen und Belege so aufbewahrt 
werden, daß die Höhe und das Zustandekommen der Preise jederzeit ohne Schwierigkeiten 
nachgeprüft werden können. 


§ : 
Mit Zustimmung des Reichskommissars für d'e Preisbildung kann d'e zuständige Wirt- 


schaftsorganisation für die Aufzeichnungs- und Nachweispflicht ihren Mitgliedern nähere Wei- 
sungen erteilen. 


§4 

Der Reichskommissar für die Preisbildung kann die Anwendung der Vorschriften dieser 

Verordnung auf sonstige Leistungen durch Bekanntmachungen im Deutschen Reichsanzeiger und 
Preußischen Staatsanzeiger anordnen. 


*) siehe auch heutige Fachgruppe 
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? § 

(1) Die Vorschriften dieser Verordnung tinden keine Anwendung auf Lieferungen, die 
durch Einzelhändler oder auf andere Weise im Kleinhandel erfolgen. 

(2) Auf Lieferungen und Leistungen des Handwerks finden die Vorschriften dieser Ver- 
ordnung nur insoweit Anwendung, als dies der Reichskommissar fiir die Preisbildung durch Be- 
kanntmachung im Deutschen Reichsanzeiger und Preußischen Staatsanzeiger anordnet. 

8 6 ; 

(1) Der Reichskommissar für die Preisbildung erläßt die zur Ergänzung, Aenderung und 
Durchfiihrung dieser Verordnung erforderlichen Rechts- und Verwaltungsvorschriften. 

s (2) Der Reichskommissar für die Preisbildung oder die von ihm beauftragten Stellen 
können Ausnahmen von den Vorschriften dieser Verordnung zulassen oder anordnen. 
87 ‘ 

Die Verordnung tritt am 1. Dezember 1940 in Kraft. Sie gilt auch in den eingegliederten 

Ostgebieten. Ä 


Berlin, den 23. November 1940. 


Der Reichskommissar für die Preisbildung 
Wagner 


Neue Anordnung betreffend die Mehrarbeitsvergütung der Lehrlinge 
und Anlernlinge im Reichsgau Danzig-Westpreußen vom 16. Oktober 1940 


Die besonderen Verhältnisse des Krieges haben infolge der Anspannung der Wirtschaft 
einen verstärkten Einsatz Jugendlicher zur Folge, so daß in vielen Fällen Mehrarbeit, auch bei 
Lehrlingen und Anlernlinger, unvermeidbar ist. Unter Aufrechterhaltung der grundsätzlichen 
Auffassung vom Wesen des Lehr- und Anlernverhältnisses als eines E-z’ehungsverhältnisces habe 
ich mich entschlossen, für die von Lehrlingen und Anlernlingen regelmäßig geleistete Mehrarbeit 
wegen der mit der Mehrarbeit verbundenen erhöhten Aufwendungen eine angemessene Ver- 
gütung zuzulassen. 

Auf Grund des § 1 der Verordnung über die Lohngestaltung vom 25. 6. 1938 (RGBI. I 
S. 691), in den eingegliederten Ostgebieten durch Verordnung vom 20. Mai 1940 eingeführt 
(Reichsgesetzbl. I S. 813), ordne ich für die in den Betrieben der Industrie, des Handwerks, des 
Handels, des Handelshilfssewerbes einschl. der Hande'svermitt!ung und des Verlagssewerbes, der 
fre en Beruſe des Ges's’at*en- und Beherte-gungsgewerbes, des Banken- und Versicherungsgewerbes 
und des privaten Verkehrsgewerbes (letzteres ausschließlich der’ Schiffahrt) im Reichsgau 
Danzig-Westpreußen beschäftigten Lehrlinge und Anlernlinge folgendes an: 

1. Leistet der Lehrling (Anlernling) regelmäßig Mehrarbeit, so erhöht sich wegen der 
damit verbundenen Aufwendung d'e Erz’ehungsbeihilfe um eine Mehrarbeitsvergütung 
für ese über die regelmäßige Arbeitszeit von 48 Stunden hinausgehende Arbeits- 
stunde. 

2. Die Mehrarbeitsvergütung wird wie folgt berechnet: 

Der Lehrling (Anlernling) erhält: 


ar m N. a re; ER 
a y e. 
im . Lebrjahr 3)!" 90 v. H. 


des tariflichen, in Ermangelung eines tariflichen des betrieblichen Stundenlohnes, der 
ihm im 1. Jahr nach der Ausbildung zustehen würde, mindestens jedoch 0,20 RM. 
Für spätere Gehaltsempfänger gilt als Stundenlohn 1/299 des im 1. Jahr nach der Aus- 
bildung zustehenden Monatsgehalts. 


3. Diese Anordnung tritt, unter Aufhebung der Anordnung vom 27. September 1940, mit 
dem 1. Oktober 1940*) in Kraft. Die Anordnung gilt nicht für Betriebe. für die in 
einer Tarifordnung eine andere Vergütung der von Lehrlingen (Anlernlingen) regel- 
mäßig geleisteten Mehrarbeit vorgesehen ist. 


Danzig, den 16. Oktober 1940. 


Der Reichsstatthalter in Danzig-Westpreußen 
Im Auftrage 
Gabriel 


*) Abgedruckt in meinen „Amtlichen Mitteilungen“ vom 1. Oktober 1940 Nr. 15 S. 220. 


Anordnung über Trennungszulagen im Kriege für gewerbliche Gefolg- 
schaftsmitglieder in der Eisen-, Metall- und Elektro-Industrie und der 
chemischen Industrie des Reichsgaues Danzig-Westpreußen 

Der Reichsstatthalter $ 
in Danzig-Westpreußen Danzig, am 12. Oktober 1940 


Auf Grund des § 1 der Verordnung über die Lohngestaltung vom 25. Juni 1938 (RGBI. 2 
S. 691), in den eingegliederten Ostgebieten eingeführt durch Verordnung vom 20. Mai 1940 
(RGBL I S. 813), ordne ich folgendes an: 


1 
Die Anordnung über Trennungszulagen im Kriege für gewerbliche Gefolgschaftsmitglieder in 
der Eisen-, Metall- und Elektroindustrie und in der chemischen Industrie im Gebiet des 
Deutschen Reiches, erlassen am 24. September 1940 durch den Reichstreuhänder der „Arbeit 
für das Wirtschaftsgebiet Hessen als Sondertreuhänder*), wird auf den gesamten Reichsgau 
Danz’g-Westpreußen in ihrer jeweiligen Fassung erstreckt. 
i u 
Diese Anordnung tritt am 1. Oktober 1940 in Kraft. 
Im Auftrage 
Gabriel 


*) Abgedruckt in meinen „Amtlichen Mitteilungen“ vom 15. Oktober 1940 Nr. 16 S. 235. 


Bekanntmachung über die Anmeldung polnischen Vermögens (Berichtigung). 
(Deutscher Reichsanzeiger Nr. 282 vom 30. November 1940.) 


Der § 5 Abs. 1 meirer Bekanntmachu-g vom 2). November 1940 (Ds. Reichsanze’ger Nr. 273)*) 
wird dahin berichtigt, daß an Stelle des Datums des „l. Dezember 1940“ der „16. Dezember 


1940" zu treten hat. 
Berlin, den 29. November 1940. 


Der Beauftragte für den Vierjahresplan 
Haupttreuhandstelle Ost 
J. V.: Pfennig 


) Siehe DWZ Nr. 23 vom 1. 12. 1940, Seite 769. 
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Nr. 
Verordnung zur Einführung der Verordnungen über die Bildung allgemeiner Tarif- ~ 
preise für die Versorgung mit elektrischer Energie (Tarifordnung für elektrische 
Energie) und über die Bildung allgemeiner Tarifpreise für die Versorgung mit Gas 
(Tarifordnung für Gas) in den eingegliederten Ostgebieten. (Vom 7. Oktober 1940.) 183 


Verordnung über die Währungsumstellung der auf Danziger Gulden lautenden Schuld- 


verschreibungen. (Vom 14. Oktober 1940.) e 
Verordnung zur einheitlichen Regelung des Pfändungsschutzes für Arbeitseinkommen. 
(LohnpfändungsV. 1940.) (Vom 30. Oktober 1940.) 188 


Verordnung zur Einführung der Verordnung über Preise für inländische ah 
knochen in den eingegliederten Ostgebieten. (Vom 21. Oktober 1940.). . . .”18 
Verordnung über die Wirkung von Beschlagnahmen in den ae aga Ostgebieten. 
(Vom 28. Oktober 1940.) 189 
Verordnung über die Einführung der Flelschbesdlianvorachultten in den N 
der Ostmark, im Reichsgau Sudetenland und in den eingegliederten e eten. 
(Lom 30. Oktober 1940.) e 
(Es gilt das Fle's: hbeschaugesetz vom 29, Oktober 1940, RGBI, I S. 1463.) 
Verordnung zur Einführung von Vorschriften über den Handel mit Giften und über 
den Verkehr mit g ftigen Pflanzenschutzmitteln in den eingegliederten Ostgebieten. 
(Vom 4. November 1940.) , 192 
Verordnung zur Einführung des Gesetzes über did Einschradkung ae Verwendung 
von Maschinen in der Zigarrenindustrie in den Reichsgauen der Ostmark, im 
Reichsgau Sudetenland und in den eingegliederten e (Vom 5. No- 


vember 1940.) e 193 
Verordnung über die Einführung von Spree bfr ors N in gen cingegliederten 

Ostgebieten. (Vom 7. November 1940.) 195 
Berichtigung des Preisgruppenverzeichnisses für Sebuß h ten im Einzelhandel vom 

12. Oktober 1940 (RGBI. I S. 1381). . . . 195 
Erlaß zur Vorbereitung des deutschen Wohnungsbaues eens ee Kriege. on 
i 15. November 1940.) 196 
Gesetz über Rechte an cingbirageneh Schiffen "und Schitfehauwerken, ‘Wom 15. No: 

vember 1940.) 196 
Verordnung über die Einführung souaitechtligher Norsk in Ged cingesliederten 

Ostgebieten. (Vom 6. November 1940.) 197 


Verordnung über die Einführung des Gesetzes über a e eee im 
Reichsgau Sudetenland und in den eingegliederten . (Vom 16. No- 


eee ee ae 197 
Verordnung zur Einführung der Re: chsapothekerordnung in Hen einkegli deren. 8 

gebieten. (Vom 22. November 1940.) 199 
Verordnung über die Gleichstellung der n in ee sabe ede e Onta bieteni 

(Vom 22. November 1940.) 199 


Verordnung über die vorläufige Regelung 1 Tdüderirtschaftlichen' Bente ISe 
in den Reichsgauen der Ostmark und den Reichsgauen Sudetenland. 5 


und Danzig- Westpreußen. (Vom 23. November 1940.) e NIROS. 
Dritte Durchführungsverordnung über die Einführung der Reichsihärkwährung im Ge 

biet der bisherigen Freien Stadt Danzig. (Vom 22. November 1940.) . . . . 200 
Verordnung über den Nachweis von Preisen. (Vom 23. November 19400 „ 201 
Verordnung über Preisauszeichnung. (Vom 16. November 1940.) 7 202 
Erlaß über die Miia aa tay in den eee Ostgebieten. (Vom 26. No- 

vember 1940.) aul ont e 


Verordnung über die Einführung des KERN zur RE der e in 
den eingegliederten Ostgebieten. (Vom 28. November 1940.) Souls 202 


Verordnung über die Einführung von weiterem r in sid ein- 
gegliederten Ostgebieten und im 5 Böhmen und Mähren. Wem 30. No- 


vember 1940.) EN eared Niceline . 03 
Verordnung über die Einführung von ad uber die Technische Nothife in 
den eingegliederten Ostgebieten. (Vom 23. November 1940.) 205 


Verordnung über den Absatz nicht genormter Lagerbestände an Nadelschnittholz im 
Reichsgau tar und in den nase Ps N 1. De- 
zember 1940.) x A i 20 
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Internaflonale Warenpreise 


len lde | Lsance nnn 19 II. 21. II I21 II. 26 11 28. 11.730,11 
Metalle 
Kupfer Berlin Elektrolyt RM je 100kg 74.00 74,00 74.00 7400| 74 0074 00 
New York Elektrolyt f. a. s. cts. je lb. 12 00 12.00} 1209| 12 00 12 00 
Blei New York loko cts. je lb. 5.80 — 5 80 5 80 565 5.65 
Zink New York loko cts. je lb. 7.25 — 7,25 7.20 725 7.25 
Aluminium Berlin Orig. Hütten. 98/99 % RM je 100kg | 133 133 — 133 133. — 
London Für Inland E je t 110 110 — 110 110 — 
Zinn London (Mittelk.) | Kasse £ jet 2575 80 257/8.;ß — 258/88 258 ¼ö[ʃʃ — 
New York loko cts. je lb. 50 30 — 50 30] 5030| 5030| 50.2 
Nickel Berlin 98—99 % It. Reichs- RM je 100kg | 246 246 246 246 246 246 
A Stelle für Metalle 
London (Mittelk.) | Für Inland £ jet 192½ ] 192½ — 192% 1921/3} — 
Silber Berlin (Mittelk.) Fein RM je Ikgf. 8700] 3700| 3700| 370% 3700| 37 
Gold Berlin (AMlittelk.) loko RM je Gr. 2.81½ [ 2.8118 | 281 /2| 28112 2,8½281½ 7 
Platin Berlin (Ankautspr.)| Alt-Platin RM je Gr. a. 3.20 3.20 3.20 3,20 | 3,20 
London £ je Unze 9 = 9 9 — 
Antimon Regulus] London (Mittelk.) | Chines. £ je t 900. 90 n.! 80 n. 8) — 
Chin. Wolframer:| London (Mittelk.) sh je Einheit 50 50 — 50 50 — 
Quecksilber London (Mittelk.) £ je Flasche 50% |. 5012 — 50% — 
50! 
Weißblech London (Mittelk.) sh je Box 308| 303g 3038 r 308| — 
x New York i cts. je lb. 5.000 — 5,00 5.00 5.00 5,00 ` 
Kautschuk 
London Smoked Sheet loko d je lb. AS ae 1187 1175 — 
New York Sheets loko cts. je lb. 20.666 — 2081 2056| 20.56 | 20,56 
Textilien 
Baumwolle Liverpool Americ. middl. loko d je lb. 8.12 814 2 8.36 RS | — 
New York Middl, Univ. Stand. 28 mm loko | cts. je Ib. 10,20 10.18 1014| 1006) 10,04 
Alexandrien Sakellar. erstn. Monat Tallaris je E E an — = = 
Kant (44.9 kg) 
Jute Dundee Erste Marken, erstnot. Monat | £ je 1016 kg — er N wl 2 
Hanf London Manila Marke 3 £ je 1016 kg — 2 2 a 2 23 
Getreide 5 
Weizen Berlin märk. W XII RM je t 200 200 Au. 200} 209 — 
Chicago (Mittelk.) | erstnot. Monat cts, je bushel 89 — 88 16 888,6] d9˙ 16 897 16 
Buenos Aires erstnot. Monat Pap.-Peso 6.25) 6,75 6,75| 675 675 6,75 
je 100kg , 
Roggen Berlin!) R XI RM jet 183 183 ML 183| 183 RF 
Chicago erstnot. Monat cts. je bushel 4 — 44% 445g] Ada) 437/8 
Hafer Berlin märk. durchsch. H. XIV RM jet 181 181 = 181] 181 = 
Chicago erstnot. Monat cts, je bushel 38844 — 31 [38/8 39¼ 39% 
Buenos Aires erstnot. Monat Pap.-Peso 3,70 375 375 — rd ier 
je 100 kg 5 i 
Gerste Berlin:) Futter, G VIII RM je t 170 170 25 170 170 — 
Mais Chicago erstnot. Monat cts. je bushel 65 626 625% 635% 6% 
Buenos Aires erstnot. Monat, 190 K 3,33 8,30; 3,30 3,01] 295] 294 
Leinsaat London La Plata 545 1 — kg- — = OA 118,1 dt — 
> i rstnot. Monat ap.-Feso 35 3 5 25 9.25 5 
Buenos Aires e je 100 kg 9,35 9,25 925 925 „25 9,26 
Herve u. Lacke n À 
Schellack London (Mittelk.) | loko sh je cwt 80/0; 80/0 — 80/0 80/0) — 
Oele und Fette s 
Leinöl \ Hamburg deutsch, in eis. Leihfässern RM je 100kg 39 39 39 39 Bo 6 39 
London loko, naked London sh je cwt 416] 416 Ty 4 6 931 A 
Amsterdam loko, netto excl. Barrels ab Tank | RM je 100kg 2518 25 — 2548) 25 —- 
bod Rotterdam oder Amsterdam 00 f 
okos Hambur deutsch. in eis. Leihfässern je g = i > TA w 5 
ae loaden 8 weiß. loko. sh je cwt 28 1½ 28,11/2| — 28,1 ½ 28 11% — 
übö Hambur deutsch, in eis. Leihfässern RM je 100kg 7 — > Are a= 
London 8 roh, loko sh je cwt 443| 443 — 44 3 448 — 
Baumwollöl London Ag., roh, loko sh je cwe 81 1v2] Bite} — ara] 31 — 
New York erstnot. Monat cts. je lb. 5 95 a 583 582 5.74 577 
Sojabohnenöl London Orientalisch, loko sh je cwt 33 U 33.0 — 33 b 330 — 
Schmalz Chicago erstnot. Monat cts. je lb. 462% — 477½%f 465457 47½ 
Naw Tork prima Western Loko cts. je lb. 5,70 — 55712 650/640) 5,40 
Talg Hamburg (Mittelk.) Rinder, prima, m. Fastage RM je 100 kg 40 4) 40 405 a 10, 
New York extra lose cts. je lb. 458 — 455 45 f 8| ` 458 
Kolonialwaren 
Zucker Magdeb. (Mittelk.) | Weißz., gem. Melis I RM je 50 Kg | 31.46". | 31,474, 181.471, 31.46’ 4 71,46% 31,461, 
X Hamburg (Mittelk.) | Weißz.. erstnot. Mon. RM je 50 kg!) 5 45 5,45 545 5 45 54» 545 
NewYork (Mittelk.) Zentrifugal. erstn. M. cts. je lb. 184 n. — 186,8 187 n.185 n. 187 5 
Kaffee New York Santos Nr. 4, loko cts. je lb. 7 — 7 Tg 778 7a 
800 


Neue Tarifordnungen für die Versicherungswirischaft 
und die Bankinstitute des Reichsgaues 


Mit der politischen Neuordnung des Ostraums 
sind auch in der Versicherungswirtschaft der Ost- 
gebiete die polnischen Elemente ausgeschaltet und 
deutsche Unternehmungen, wenn auch zunächst 
nur treuhänderisch, mit der Sichtung und Fort- 
führung der Bestände betraut worden. Zehn füh- 
rende deutsche Versicherungsunternehmen haben 
die Nachfolge der 12 polnischen und englischen 
Versicherungsse-ellschaften des ehema’isen Korri- 
dorgebiets angetreten. Daneben sind noch etwa 15 
weiteren deutschen Versicherungsunternehmungen 
Neuzulassungen erteilt worden. 


Nachdem diese Gesellschaften inzwischen ihren 
Geschäftsbetrieb im vollen Umfang aufgenommen 


haben und zahlreiche reichs- und volksdeutsche 


Gefolgschaftsmitglieder beschäftigen, hat sich die 
Notwendiskeit ergeben, ihre Arbeitsverhältnisse 
denen des Altreichs anzupassen. Der Reichstreu- 
hander der Arbeit für den Reichsgau Danzig-W est- 
preußen hat daher in diesen Tagen eine Tarif- 
ordnung für das private Versicherungsgewerbe im 
Reichsgau erlassen, die im Reichsarbeitsblatt vom 
25. 8. 1940 veröffentlicht worden ist und im Heft 13 
der Amtlichen Mitteilungen des Reichstreuhänders 
der Arbeit abgedruckt werden wird. Durch sie 
wird die Reichstarifordnung fiir das private Ver- 
sicherungsgewerbe vom 1. 8. 1939 nunmehr, und 
zwar mit Wirkung vom 1. September 1940, auch 
im befreiten Gebiet des Reichsgaus eingeführt. 


Gegentiber der Reichsregelung weist die west- 
preußische Tarifordnung verschiedene Besonder- 
heiten auf, die ihre Begründung letztlich in der 
besonderen politischen und wirtschaftlichen Struk- 
tur des Reichsgaus finden. Die Abweichungen von 
der Reichstarifordnung gelten daher nicht bloß 
für das befreite Gebiet, sondern auch für das ehe- 
malige Freistaatsgebiet und die früheren 5 ost- 
preußischen Landkreise. Im ganzen Reichsgau ist 
also dem Betriebsführer die Möglichkeit gegeben 


worden, befähigten Gefolgschaftsmitgliedern von 


sich aus bis zu 20 v.H. des tariflichen Brutto- 
gehalts Leistungszulagen zu gewähren, ohne hierzu 
die Zustimmung des Reichstreuhänders der Arbeit 
einholen zu müssen. Um jedoch einer Verwässe- 
rung dieses Leistungsgedankens durch die etwaige 
Gewährung einer allgemeinen Gehaltszulage an 
sämtliche Gefolgschaftsmitglieder vorzubeugen, 
sieht die neue Tarifordnung vor, daß der Betriebs- 
führer die Ausnutzung dieser Möglichkeit in jedem 
Falle zur Kenntnisnahme dem Reichstreuhänder 
der Arbeit anzuzeigen hat. Es handelt sich hier, 
wie .bereits gesagt, um eine reine Kontrollmaß- 
nahme, so daß nicht erst der Erfolg der Anzeige 
an den Reichstreuhänder der Arbeit abgewartet 
zu werden braucht, sondern das beabsichtigte 
höhere Gehalt schon mit der Anzeige zugleich an 
das betreffende Gefolgschaftsmitglied ausgezahlt 
werden darf. Sollte allerdings der Reichstreuhänder 
der Arbeit der Gehaltserhöhung widersprechen, 
so ist das Gehalt auf die ursprüngliche Höhe abzu- 
senken oder der vom Reichstreuhänder der Arbeit 
für angemessen gehaltene Betrag auszuzahlen. Will 
jedoch ein Betriebsführer über die 20%ige Frei- 
grenze hinaus Gehaltszulagen gewähren, so ist dies 
dem Reichstreuhänder der Arbeit nicht nur zur 
Kenntnisnahme, sondern auch zur Genehmigung 


anzuzeigen. Die Auszahlung des über 20% des 
tariflichen Bruttoseha'ts hinausgehenden Gehalts- 
zuschusses darf also erst nach der ausdrücklichen 
Genehmigung durch den Reichstreuhänder der Ar- 
beit vorgenommen werden, wenn nicht der Be- 
triebsführer Gefahr laufen will, wegen Uebertre- 
tung des Lohnstops bestraft zu werden. 


Die noch teilweise anzutreffende Beschäftigung 
von polnischen Arbeitskräften, die in der Mehr- 
zahl bei der Rechtsnachfolge von der alten Firma 
mitübernommen worden sind und somit auf eine 
langjährige Betriebszugehörigkeit zurückblicken 
können, ließ es geraten erscheinen, für diese Ar- 
beitsgruppe Sonderbestimmungen zu schaffen. Bei 
einer kritiklosen Uebernahme der Bestimmungen 
der Reichstarifordnung würden sonst die polni- 
schen Betriebsangehörisen infolge ihrer mehrjähri- 
gen Betriebszugehörigkeit gegenüber den erst in 
jüngster Zeit eingestellten volksdeutschen Ange- 
stellten ungerechtfertigte Vorteile und Besserstel- 
lungen erfahren haben. Die westpreußische Tarif- 
ordnung bestimmt daher, daß in den Fällen, wo die 
Entstehung oder die Höhe eines Anspruchs von 
der Dauer der Betriebszugehörigkeit abhängig ge- 
macht wird, Polen die Zeit, die sie vor dem 1. Ja- 
nuar 1940 im Betriebe verbracht haben, nicht an- 
gerechnet werden darf. Hierdurch werden die Polen 
mit Ausnahme der Gehälter auf die tariflichen 
Mindestansprüche beschränkt, so -daß ihnen bei- 
spielsweise für das Jahr 1940 kein höherer Urlaub 
als für 12 bzw. 6 Arbeitstage bei Außenbeamten 
zusteht. Aus bevölkerungspo'itischen Gründen sind 
die Polen auch von den tariflichen Haushalts- und 
Kinderzulagen ausgenommen worden. 


Neben diesen tariflichen Sonderbestimmungen ist 
noch die Anordnung des Reichstreuhänders der 
Arbeit über die arbeitsrechtliche Behandlung der 
Polen vom 24. 7. 1940 (Amtliche Mitteilungen des 
Reichstreuhänders der Arbeit für den Reichsgau 
Danzig-Westpreußen, Heft II, S. 175) zu beachten. 
Diese Anordnung stellt eine Ergänzung zu sämt- 
lichen Tarifordnungen dar und schließt die Polen 
von solchen Sozialleistungen aus, die eine Errun- 
genschaft nationalsozialistischer Sozialpolitik sind 
und somit naturgemäß nur nationalsozialistischen, 
d. h. deutschen schaffenden Menschen zugebilligt 
werden können. ; 

Die Frage, welche Gefolgschaftsangehörigen als 
Polen anzusehen sind, läßt die Tarifordnung offen. 
In Zweifelsfällen sind daher die inzwischen ergan- 
genen gesetzlichen Begriffsbestimmungen zu Rate 
zu ziehen. In erster Linie kann hierbei auf die 
1. Durchführungsverordnung zur Verordnung über 
die Erhebung einer Sozialausgleichsabgabe vom 
10. 8. 1940 (Amtliche Mitteilungen des Reichs- 
treuhänders der Arbeit für den Reichsgau Danzig- 
Westpreußen, Heft 12, S. 195) verwiesen werden. 
Hiernach sind als Polen die bisherigen polnischen 
Staatsangehörigen anzusehen, wenn sie nicht durch 
eine Bescheinigung der zuständigen Verwaltungs- 
behörde oder in anderer Weise nachweisen, daß 
sie nicht polnischen Volkstums sind. Als Polen 
gelten auch diejenigen Danziger Staatsangehörigen, 
die dem polnischen Volkstum angehören. Auf 
Grund dieser Gesetzesbestimmungen besteht also 
bei allen Gefolgschaftsmitgliedern, welche die pol- 
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nische Staatsangehörigkeit besitzen, von vornherein 
die Vermutung, daß sie auch polnischen Volkstums 
seien. Diese Vermutung haben sie durch die Vor- 


lage eines vom Regierungspräsidenten ausgestellten 


Staatsangehörigkeitsausweises oder durch eine Be- 
scheinigung des Kreisleiters der NSDAP über die 
Zugehörigkeit zum deutschen bzw. nichtpolnischen 
(z.B. russischen oder ukrainischen) Volkstum zu 
widerlegen. Bescheinigungen anderer Behörden oder 
Parteidienststellen, wie z. B. militärische Ein- 
berufungsbefehle, Bürgermeistereizeugnisse oder 
Le eg der DAF, haben diese Beweiskraft 
nicht. 

In ähnlicher Weise wie in der Versicherungs- 
wirtschaft sind auch die Arbeitsbedingungen des 
Bankgewerbes des Reichsgaues geregelt worden, 
d. h. grundsätzliche Uebernahme der Altreichs- 
regelung mit den durch die örtlichen Sonderver- 
hältnisse bedingten Abweichungen. Da die Ab- 
weichungen die gleichen wie in der Versicherungs- 
tarifordnung sind, kann auf die obigen Ausführun- 
gen Bezug genommen werden. Hervorzuheben ist 
nur, daß die Tarifordnung für das private Bank- 
gewerbe im Reichsgau Danzig-Westpreußen vom 
12. März 1940 unlängst durch eine Ergänzungs- 


tarifordnung vom 31. Juli 1940 geändert worden ist. 


Nach der Aenderungstarifordnung, die im Heft 14 
der Amtlichen Mitteilungen des Reichstreuhänders 
der Arbeit abgedruckt werden wird, dürfen vom 
1. Oktober 1940 ab an Polen keine Haushalts- und 
Kinderzulagen mehr ausbezahlt werden. Des wei- 
teren sind die Polen wie in der Versicherungs- 
wirtschaft mit Ausnahme der Gehälter auf die 
tariflichen Mindestbestimmungen beschränkt wor- 
den. Mit der Aenderungstarifordnung zum Bank- 
tarif sind also die Arbeitsbedingungen sämtlicher 
Geldinstitute des Reichsgaues aufeinander abge- 
stimmt, so daß damit zugleich die Gewähr für 
einen dauerhaften Arbeitsfrieden innerhalb der 


einzelnen Institute sowie auch untereinander ge- 


boten ist. Dr. G. 


Handelsregister 
für Danzig-Westpreußen 
Danzig 


‚Deutscher Reichsanzeiger Nr. 274 vom 21. Novembei 1940) 
Neueintragungen: 
Am 11. November 1940: 

A 63 „Prauster Mühlenwerke Friedrich Weigle“, Praust 
[Würfelstraße 24]. Inhaber: Friedrich Weigle, Praust. Die 
Firma war früher: Prauster Mühlenwerke Friedrich Weigle 
— 10 H.-R. B 2153. ot 

A 64 „Willy Timm, Elektro-Fachgeschäft“, Danzig 
[Langer Markt 20]. Inhaber: Mechanikermeister und Kauf- 
mann Willy Timm, Danzig. 

A 65 „Heinz Wollschläger“, Danzig [Großhandel mit 
Werkzeugen, Eisenwaren und Werkzeugmaschinen, Hopfen- 
gasse 89]. Inhaber: Kaufmann Heinz Wollschläger, Danzig. 
Der bide Else Wollschläger geb: Ashby, Danzig, ist Prokura 
erteilt. 


Am 13. November 1940: 

A 67 „Felix Holzrichter & Co.“, Danzig [Fettwaren- 
und Käse- Großhandlung, Hundegasse 29]. Die offene Han- 
delsgesellschaft hat am 1. Oktober 1940 begonnen. Per- 
sönlich haftende Gesel's hafter: Kaufleute Felix Holzrichter, 
Danzig, Hans Wollschläger, Zoppot. Jeder Gesellschafter 
ist nur berechtigt, gemeinschaftlich mit dem anderen oder 
mit einem Prokuristen die Gesellschaft zu vertreten. 

Veränderur gen: 
Am 11. November ‚1940: 

A 6142 jetzt A 61 ,,Ferdinand Forderer Wirtschafts- 
artikelgroßhandlung“, Danzig [Brotbänkengasse 42]. Der Kauf- 
mann Werner Koytek, Danzig, ist als persönlich haftender 
Gesellschafter eingetreten. Die offene Handelsgesellschaft 
hiat am 5. September 1940 begonnen. Die n ist geändert 

: „Ferdinand Forderer & Co.“ 

Am 13. November 1940: 

A 3518 jetzt A 69 „August Roszkowski“, Danzig [Dan- 
zig-Langfuhr, Adolf-Hitler-Straße 235 7]. Der Famil’enname 
des Firmeninhabers lautet jetzt: „Röskau“. Die Firma ist 
geändert in: „August Röskau“. 

A 4791 jetzt A 66 „Gebr. Boetzel“, Danzig-Oliva [Pe- 
lonken, 7. Hof]. Johannes Boetzel ist aus der Geselischaft 
ausgeschieden. Gleichzeitig ist der Tiefbauunternehmer Paul 
Boetzel, Danzig-Oliva, in die Gesellschaft als persönlich 
haftender Gesellschafter eingetreten. 

A 6167 jetzt A 68 „Gustav Springer Nachf.“, Danzig 
[Holzmarkt 2]. Die Prokura des Otto Schulz ist erloschen. 
Veränderungen: 

Am 9. November 1940: 

B 10 „Heimstätte Danzig-Westpreußen Gesellschaft mit 
beschrankter Haftung Treuhandstelle fiir Wohnungs- und 
Kleinsiedlungswesen“, Danzig [Altstädt. Graben 4]. Durch 
Beschluß der Gesellschafterversammlung vom 4. September 
1940 ist das Stammkapital um 1000000 RM auf 1501000 RM 


erhöht. 
Am 12. November 1940: 

B 2525 „Baltischer Lloyd“, englisch: „Baltic Lloyd“, 
polnisch: „Lloyd Baltycki“, Gesellschaft mit beschränkter 
Haftung“, Danzig [Hopfengasse 33]. Durch den Gesellschaf- 
terbeschluß vom 4. Juli 1940 ist die Firma geändert in: 
„Baltischer Lloyd Gesellschaft mit beschränkter Haftung“. 
Zum weiteren Geschäftsführer ist der Kaufmann Eduard 
Bosselmann, Zoppot, bestellt. 

Am 13. Novemberr 1940: 


B 532 „Georg Hallmann Gesellschaft mit beschränkter 
Haftung“, Danzig [Stadtgraben 5]. Fräulein Ida Gennat, 
Danzig, ist zur Geschäftsführerin bestellt. Dem Herbert 
Jurtzik, Danzig, ist Einzelprokura erteilt. 

Umwandlungen: 

B 2153 „Prauster Mühlenwerke, Friedrich Weigle Ge- 
sellschaft mit beschränkter Haftung“, Praust. Durch Gesell- 
schafterbeschluß vom 26. Oktober 1940 ist die Umwand- 
lung der Gesellschaft auf Grund des Gesetzes vom 5. Juli 
1934 durch Uebertragung ihres Vermögens unter Ausschluf 
der Liquidation auf den alleinigen Gesellschafter Friedrich 
Weigle erfolgt. Die bisherige Firma ist erloschen und hier 
gelöscht. — Vergl. 10 H.-R. A 63. 

Als nicht eingetragen wird noch veröffentlicht: Den 
Gläubigern der Gesellschaft steht es frei, soweit sie nicht 
Befriedigung verlangen können, binnen sechs Monaten seit 
dieser Bekanntmachung Sicherheitsleistung zu verlangen. 

Erloschen: 
Am 11. November 1940: 

B 1960 „Magdeburger Hagelversicherungs-Gesellschaft, 
Zweigniederlassung Danzig“, Danzig, Sitz Magdeburg. Die 
hiesige Zweigniederlassung ist aufgehoben. 

2140 „Iduna-Germania Allgemeine Versicherungs-Ak- 
tiengesellschaft, Zweigniederlassung Danzig“, Danzig, Sitz 
Berlin. Die Zweigniederlassung ist aufgehoben. 


ARTUS" Danziger Reederei- und Handels-Akt.-Ges. 


Telegr.-Adr.: Artus 


DANZIG 


Sammel-Ruf: 21541 


Schiffsmaklerei, Spedition, Stauerei, Kohlenumschlag, Lieferung von Bunkerkohlen 
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B 2846 ,,Allgemeine Versicherungs-Gesellschaft fiir See-, 
Fluß- und Landtransport in Dresden, Zweigniederlassung 
Danzig“, Danzig, Sitz Dresden. Die Zweigniederlassung in 
Danzig ist aufgehoben. 


Christburg 
(Deutscher Reichsanzeiger Nr. 277 vom 25. November 1940) 
Neueintragung: 


Am 14. November 1940: 
A 189 Ernst Petrikat, Tabakwarengroßhandel und Rauch- 
tabakfabrik, Christburg. Inhaber ist Kaufmann Ernst Petrikat, 
Christburg. 


Dt Fyloa 
(Deutscher Reichsanzeiger Nr. 275 vom 22. November 1940) 
Veränderung: 
Am 5. November 1940: 
A 443 Franz Voigt. Straßen- und Tiefbauunternehmen, 


Inh. Hedwig Voigt geb. Grabski, Dt. Eylau. Dem Steinsetz- 
meister Bruno Voigt in Dt. Eylau ist Prokura erteilt. 


* 


(Deutscher Reichsanzeiger Nr. 281 vom 29. November 1940) 


Am 11. November 1940: 
A 426 Erich Lüdemann, Deutsch Eylau. Die Firma ist 
erloschen. 


Marienburg Westpr. 
(Deutscher Reichsanzeiger Nr. 274 vom 21. November 1940) 
Veränderung: 
Am 11. November 1940: 

A Nr. 178 Bernhard Schmo'ler, Inhaber Georg Schmoller, 
die Firma lautet jetzt: Georg Schmoller Nachfl. Inhaber ist 
der Kaufmann Bruno Pohl in Marienburg, Wpr. Der Ueber- 
gang der in dem Betriebe des Geschäfts begründeten Ver- 
bindlichkeiten ist bei dem Erwerbe des Geschafts durch den 
Kaufmann Bruno Pohl ausgeschlossen. 


* 
(Deutscher Reichsanzeiger Nr. 279 vom 27. November 1940) 
Prokura: 
Am 12. November 1940: 
Abt. A Nr. 200 Otto Essig, Marienburg, Westpr.: Die 
Prokura des Ulrich Essig ist erloschen. Dem Handlungs- 
gehilfen Heinz Essig in Marienburg ist Prokura erteilt. 


Marienwerder Westpr. 
(Deutscher Reichsanzeiger Nr. 278 vom 26. November 1940) 
Veränderung: 
Am 16. November 1940. 
AN 428 Schillke & Co. in Marienwerder. Dem Kauf- 
mann Hans Tinschmann in Marienwerder ist Prokura erteilt. 


* 


(Deutscher Reichsanzeiger Nr. 279 vom 27. November 1940) 
Veränderungen: 
Am 18. November 1940: 

A 537. Die Firma Erich Gadischke, Marienwerder, lautet 
jetzt: Erich Gadischke, Inhaber Artur Weiß, Tabakwaren, 
Wein und Spirituosen Groß- und Einzelhandel, Marien- 
werder. Inhaber ist der Kaufmann Artur Weiß in Marien- 
werder. 


Pr. Stargard 
(Deutscher Reichsanzeiger Nr. 275 vom 22. November 1940) 
Neueintragung: 
In das Handelsregister A ist unter der Nr. 357 einge- 
tragen: Schuhhaus Herbert Grünwald in Pr. Stargard, 
Markt 28. Alleiniger Inhaber der Firma ist der Kaufmann 


Herbert Grünwald in Pr. Stargard. 
Amtsgericht Pr. Stargard, den 7. November 1940, 


Genossenschaftsregister 
Danzig 
(Deutscher Reichsanzeiger Nr. 280 vom 28, November 1940) 
Am 20. November 1940: 

Gn.-R. 110 „Einkaufs- und Betriebsgenossenschaft selb- 
ständiger Bäcker und Konditoren, eingetragene Genossen- 
schaft mit beschränkter Haftpflicht“, Danzıg [Hopfengasse 
Nr. 29]. Der Gegenstand des Unternehmens ist jetzt der 
Einkauf von Waren, Maschinen und Geräten aller Art, die 
für das Bäcker- und Konditorhandwerk erforderlich sind, 


und die Abgabe an die Mitglieder. Die Ausdebnung des 
Geschäftsbetriebes auf Nichtmitglieder ist zulässig. 


Marienwerder Westpr. 
(Deutscher Reichsanzeiger Nr. 279 vom 27. November 1940) 
In unser Genossenschaftsregister ist heute bei Nr. 36 
(Obst- und Gemüseverkaufsgenossenschaft Marienwerder, 
Wpr., eingetragene Genossenschaft mit beschränkter Haft- 
pflicht in Marienwerder) eingetragen: Die Genossenschaft 
ist durch Beschluß der Generalversammlung vom 12. Oktober 
1940 aufgelöst. Liquidatoren sind die Vorstandsmitglieder. 


Amtsgericht Marienwerder, den 13. November 1940. 


Thorn 
(Deutscher Reichsanzeiger Nr. 250 vom 24. Oktober 1940) 


In das hiesige Genossenschaftsregister ist unter Nr. 56 
bei der Firma Pomorski Syndykat Skor heute folgendes ein- , 
getragen: Die Firma der Genossenschaft lautet jetzt Fleischer- 
Genossenschaft Thorn e. G. m. b. H. Das Statut ist durch 
Beschluß der Generalversammlung vom 25. 6. 1940 geändert 
und neu gefaßt. Gegenstand des Unternehmens ist die Ver- 
wertung von Häuten, Fett und solchen Erzeugnissen, welche 
beim Schlachten von Vieh erzielt werden, auf gemeinschaft- 
liche Rechnung sowie die Be- und Verarbeitung zugekaufter 
Fette und der Kauf von trockenen Fellen, ferner der Ein- 
und Verkauf von sämtlichen Bedarfsgegenständen, die für das 
Fleischergewerbe erforderlich sind. 


Amtsgericht Thorn, 30. September 1940. ; > 


Kurzmeldungen 


Die Handwerkskammer Danzig 


hatte am 5. Dezember 1940 ihren großen Tag. In Anwesenheit 
des Reichshandwerksmeisters Schramm wurde das neue 
Gebäude der Handwerkskammer eingeweiht. Unter den Gästen 
sah man den Gauleiterstellvertreter Andres und den allge- 
meinen Vertreter des Reichsstatthalters, Reg.-Präs. Huth. 
Am Abend des gleichen Tages fand eine Großkundgebung des 
Handwerks statt, auf der Gauleiter Forster zu der Ver- 
sammlung sprach. Anschließend überreichte Reichshandwerks- 
meister Schramm dem früheren Präsidenten Braun das gol- 
dene Ehrenzeichen des deutschen Handwerks ehrenhalber und 
ansch'ießend erfolgte die Uberreichung der Bestallungsurkunde 
des Reichswirtschaftsministers an den neuen Kammerpräsi- 
denten, Maschinenbaumeister Balk, der gleichzeitig zum 
Landeshandwerksmeister für Danzig-Westpreußen ernannt 
und vom Gauleiter und Reichsstatthalter Forster ver- 
pflichtet wurde. 


Die Bedeutung der Bauindustrie 


für den Aufbau des Reichsgaues Danzig-Westpreußen zeigte 
die Tagung der Bezirksgruppe der Bauindustrie am 6. De- 
zember in Zoppot. Der Hauptgeschäftsführer der Wirt- 
schaftsgruppe Dr. Knecht überbrachte die Grüße des 


Lest die „Danziger Wirtschafts-Zeitung”. 
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Leiters Generaldirektor Dr. Vögeler zur ersten Bezirks- 
gruppensitzung der Bezirksgruppe Danzig-Westpreufgen. Aus 
den Vorträgen verschiedener Redner ging hervor, daß die im 
Reichsgau Danzig- "Westpreußen'zu leistende Aufbauarbeit auf 
bauwirtschaftlichem Gebiet eine besonders straff organisierte 
und einsatzfähige Bauindustrie erfordert und daß die Wirt- 
schaftsgruppe Bauindustrie es gerade in den neuen Ost- 
gebieten als ihre vornehmste Pflicht angesehen hat, die Bau- 
industrie zu einem stets einsatzbereiten Instrument zur Lösung 
großer und größter Bauaufgaben zu machen. 


Die Gründung der Danzig-westpreußischen 
Landsiedlung 

fand am 6. Dezember im Sitzungssaal des Raiffeisenhauses zu 

Danzig statt. Gau'eiter und Reichsstatthalter Albert Forster 

hielt in seiner Eigenschaft als Vorsitzer des Aufsichtsrates 

die Gründungsansprache, in der er ausführte, daß die „Danzig- 


‚westpreußische Landsiedlung. G. m. b. H.“ im nächsten Jahre 


ungeheure Arbeit zu leisten haben werde. Er sei aber gewiß, 
daß schon 10 Jahre nach Beendigung des Krieges der Reichs- 
gau ein deutsches Land sein und bis in die fernste Zukunft 
deutsch bleiben werde. Der Gauleiter richtete dann einen 
Appell an alleı Kräfte der Siedlungsgesellschaft, am Ge- 
lingen dieser. Arbeit mitzuhelfen. Sodann sprach Ministerial- 
direktor Dr. Kummer insbesondere über \die Ausgestaltung 
neuzuschaffender Dorfgemeinschaften, und Reg.-Rat Dr. 
N erstattete einen Tätigkeitsbericht über das vergangene 
ahr / 


A e essen 1941 


Frühjahr: 

Brüssdddddl! 8 bis 10 Marz 181 

tte r!!! . Bis e März 1941 
Helsing! 2. bis IE April 1941 

Plovę ii 21. April bis 4. Mai 1941 

Zagre dd 26. Aprit his, 4. Mai 1941 

Belgrad. e las, 339.6 bis i 1841 

Budapest . . . . 9. bis 19. Mai 1941 

Herbst: 

Varna 135. August bis 4. September 1941 
Izmir .... 20. August bis 20. September 1941 
Zagreb 21. August bis 8. September 1941 
Preßburg . Anfang September 1941 

Utrecht . Anfang September 1941 

Belgrad dhl as, © Jey September 1041 

Bari . September 1941 

Thessaloniki September 19444 


Bücher 


Arbeitsrecht I. Grundlagen und Wesen des Arbeitsrechts. 
Von Dr. W. Tegtmeyer, Reichsstellenleiter in 
München. Verlag W. Kohlhammer, Abteilung Schaeffer, 
Leipzig C 1. Kartoniert 150 M. 

Das deutsche Arbeitsrecht, das in den eingegliederten 
Ostgebieten fast völlig fremd war, erfährt durch die vor- 
liegende Schrift eine klare Darstellung. Jedem Altreichs- 
deutschen vertraute Begriffe, wie z.B. der Vertrauensrat, 
der RAD oder die DAF, sind hier gut erläutert zu finden. 
Daher dürfte das Heft nicht nur zur Schulung bestens 
geeignet sein, sondern auch dem Praktiker manchen Nutzen 
bringen, zumal vermöge einer Fülle von Daten die Entwick- 
lung des deutschen Arbeitsrechts durch die historischen 
Gegebenheiten genau verfolgt werden kann. Kurt Remuss. 


Arbeitsrecht II. Die gesetzliche Regelung des Arbeitsrechts. 
Von Dr. W. Herschel, Professor am Staatlichen 
Berufspädagogischen Institut Berlin, Abteilung Frank- 
furt (Main). 7. neu bearbeitete Auflage. Verlag 
W. Kohlhammer, Abteilung Schaeffer, Leipzig C 1. 
Kartoniert 3.30 M. 

Die neueste Auflage dieses das Arbeitsrecht in gemein- 
verständlicher Darstellung gebenden Heftes ist auf den 
neuesten Stand gebracht und enthält z. B. auch die Kriegs- 


vorschriften. Somit ist auch dieses im Rahmen von Schaeffers 
„Neugestaltung von Recht und Wirtschaft“ herausgegebene 
Heft geeignet, gerade in den Ostgebieten die Kenntnisse der 
das deutsche Arbeitsrecht betreffenden Gesetze, Verord- 
nungen, Erlasse usw. jedermann zu vermitteln. 

Kurt Remuss. 


Das Rechnen des Bankkaufmanns. Von Dipl.-Hdl.. Dr. Al- 
fred Kurz und Stud.-Dir. Dipl.-Hdl. Dr. Paul 
Prater. G. A. Gloeckner, Leipzig. Geb. RM 3.83., 


Ein Buch für die Lehrlinge des Bankfaches, das aber auch 
dem bereits ausgelernten jungen -Bankkaufmann manchen 
wertvollen Fingerzeig zu geben vermag. Denn die grund- 
legenden Rechnungsarten — die progressive oder retrograde 
Methode beim Kontokorrent, die Sorten-, Devisen- und 
Effektenabrechnungen seien hier nur erwähnt — werden in 
diesem Buch unter Anwendung sehr vieler Beispiele ein- 
gehend dargestellt und können so die Vorgänge der täglichen 
Praxis besser erfassen helfen. Kurt Remuss. 


Roloff-Schallehn: „Der Handel mit Fertigerzeugnissen aus 
Eisen und Stahl“. Verlagsgesellschaft Rudolf Müller, 
Eberswalde, Berlin, Leipzig. Geb. 3,50 RM. - 

„In einem Loseblattbüchlein wird hier eine Darstellung 

der wichtigsten Bewirtschaftungsvorschriften für den Kauf- 

mann gegeben. Die Namen der Verfasser und ihrer Aemter: 

Dr. Rudolf Roloff, Sonderreferat Eisen und Stahl der 

Wirtschaftsgruppe Eisenhandel, und Assessor Frank 

Schallehn, Reichsgruppe Handel, geben Gewähr dafür, 

daß diese Sammlung dem Praktiker gute Dienste zu leisten 

vermag. Kurt Remuss. 


Wirtschaft und Steuer 


Wir antworten 


H. M. Sie fragen an, ob das Finanzamt berechtigt sei, die 
Ordungsmäß igkeit Ihrer Bücher zu verneinen und Ihren Ge- 
winn durch Anwendung eines Hundertsatzes vom Umsatz zu 
schätzen. Als Grund für die Verwerfung der Buchführung 
hat das Finanzamt das Fehlen eines Geschäftsfreundebuches 
angegeben. 

Es ist nicht ratsam, ein Rechtsmittel einzulegen, da es 
auf Grund der bisher ergangenen Rechtsprechung keine Aus- 
sicht auf Erfolg haben dürfte. Grundsätzlich ist jeder Kauf- 
mann verpflichtet, auch bei einfacher Buchführung und auch 
bei kleinem Geschäftsumfang ein Geschäftsfreundebuch zu 
führen. Tut er das nicht, so wird er leicht dazu neigen, seine 
Einkäufe auf Ziel solange unverbucht zu lassen, bis sie be- 
zahlt werden. In diesem Falle ist die Buchführung nicht be- 
weiskräftig, weil sie nicht erkennen läßt, welche Lieferanten- 
schulden im einzelnen und im ganzen an den einzelnen Tagen 
des Jahres vorhanden gewesen sind. 

Allerdings hat der Reichsfinanzhof auch Aachen von 
diesem Grundsatz zugelassen. In einem Urteil vom 29. 9. 
1937 (Reichssteuerblatt 1937 Seite 1017) hat er bei einem 
kleinen Einzelhandelsgeschäft das Fehlen eines Geschäfts- 
freundebuches für unbeachtlich erklärt. Hier lag der Fall 
allerdings so, daß die vorhandenen Rechnungen stets im 
Laufe einer Woche beglichen wurden. Aus diesem Urteil ist 
zu entnehmen, daß Kaufleute mit verhältnismäßig geringen 
Umsätzen, die ihre Lieferschulden kurzfristig, spätestens 
innerhalb einer Woche bezahlen, ein Geschäftsfreundebuch für 
ihre Lieferanten nicht zu führen brauchen. 

Die sogenannten Schmierkladden, wie sie bei kleinen 
Einzelhandelsgeschäften für die Borgkunden geführt werden, 
stellen keinen vollwertigen Ersatz eines Geschäftsfreunde- 
buches dar. Trotzdem wird bei kleinen Einzelhandelsge- 
schäften steuerlich nichts gegen das Fehlen eines Geschäfts- 
freundebuches einzuwenden sein, wenn aus der Schmier- 
kladde Tag der Entstehung der Schuld, der Schuldner, der 
Betrag der Schuld und der Tag der Begleichung einwandfrei 
hervorgehen und es sich um kleine Einzelhandelsgeschäfte 
handelt, bei denen die Kreditverkäufe an die Kunden keinen 
wesentlichen Umfang haben. 
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R. Deutschendorf & Co. 


Milchkannengasse 27, tel. 28336/31 


Dieses Zeichen weist Ihnen den 
Weg zum guten Einkauf von 
Sack-, Plans x Textil- und Modewaren aller Art. 


und Zelt: Fabrik \ Es ist das Zeichen des beliebten 
; Danziger Modehauses 


WalerFleck; 


Langgasse 62—66 
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Für Großausrüstung und Haushalt 


Bettzeug 
Handtücher 
Schlafdecken 
Strohsacke 


Walier J. W. Siebert 


DANZIG, Milchkannengasse 9 


GroBhandlung technischer Bedarfsartikel 
fiir 
Industrie, Handwerk und Landwirtschatt 
Mineralöle und technische Fette 
Gummi und Asbest 
Werkzeuge und Maschinen 


Fernsprecher 247 88/89 Gegründet 1919 


Ausstellung »Bauten der Technik 1929« - Bronzene Medaille | 


Schult & Co. 


Dominikswall 11 ; Danzig . Ruf 23935, 23929 


Rauch- und Pelzwaren 


en Grod 


: A 
Das 4 BUCHDRUCKEREI BUCHBINDERE! | 
2 
Jel | kan 5 | Geschäfls- und Werbedrucke 
Schreibband i für Handel und Industrie 
ist ein 


sparband, 


DANZIG, Heilige-Geist-Gasse 83 
Fernsprecher 28420 Gegründet 1893 


denn es ist : 
-farbverdichtet«. . 


| 5 g Kafemann-Drucke 
Auperdem hat es Kafemann-Klifchees 


ein griffreines Ende. 


- WERTARBEIT! 


| A.W. Kafemann GmbH., Danzig, Fernruf 27551 
Zu beziehen durch die Fachgeschäfte : f 


|CÜNTHER WAGNER-DANZIG| 


Klifchees und Druck der erſten Seite des Umichlages 
der DWZ entſtammen ünferen Werkſtätten. 


